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der privaten Versicherungsunternehmungen und Bausparkassen 

A. Zielsetzung 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen ist seit 1931 im we-
sentlichen unverändert geblieben. Auf Grund der seitherigen 
Entwicklung sind nunmehr einige Änderungen vordringlich. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Vermögens-
anlagevorschriften für die Versicherungsunternehmen liberali-
siert und modernisiert werden. Der Zugang zu neuen Anlage-
formen soll erleichtert, dem Grundsatz der Anlageneutralität 
verstärkt Geltung verschafft und die Eigenverantwortung der 
Unternehmen gestärkt werden. Die neuen Anlagevorschriften 
sind so ausgestaltet, daß den Belangen der Versicherten aus-
reichend Rechnung getragen wird. 

Darüber hinaus soll die Freistellung bestimmter Unternehmen 
von der Versicherungsaufsicht ermöglicht werden, für die eine 
Beaufsichtigung nicht erforderlich erscheint. 

Schließlich wird die Änderung des Verfahrens für die Ernen-
nung des Präsidenten und für die Berufung der ständigen Mit-
glieder und der Beiratsmitglieder des Bundesaufsichtsamtes für 
das Versicherungs- und Bausparwesen erstrebt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Durch den Gesetzentwurf entstehen keine nennenswerten 
Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/2) – 560 02 – Ve 10/73 

Bonn, den 5. Februar 1973 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Beauf-
sichtigung der privaten Versicherungsunternehmungen und Bauspar-
kassen mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 389. Sitzung am 2. Februar 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent-
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein-
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 

privaten Versicherungsunternehmungen und Bausparkassen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen und Bausparkassen 
vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 315), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 28. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1513), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Dasselbe gilt von rechtsfähigen Zusam-
menschlüssen von Industrie- und Handels-
kammern mit Verbänden der Wirtschaft, wenn 
diese Zusammenschlüsse den Zweck verfolgen, 
die Versorgungslasten, die ihren Mitgliedern 
aus Versorgungszusagen erwachsen, im Wege 
der Umlegung auszugleichen, und diese Zusam-
menschlüsse ihre Rechtsfähigkeit durch staat-
liche Verleihung erlangt haben." 

2. Im Abschnitt IV erhält die Zwischenüberschrift 
1. folgende Fassung: 

„Vermögensanlage. Rechnungslegung. 
Bilanzprüfung" 

3. § 54 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Vermögen einer Versicherungs-
unternehmung ist unter Berücksichtigung der 
Art der betriebenen Versicherungsgeschäfte so-
wie der Unternehmensstruktur so anzulegen, 
daß möglichst große Sicherheit und Rentabilität 
bei jederzeitiger Liquidität der Versicherungs-
unternehmung unter Wahrung angemessener 
Mischung und Streuung erreicht wird. 

(2) Der Aufsichtsbehörde sind unbeschadet 
der Vorschrift des § 54 d anzuzeigen 

a) der Erwerb von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten; 

b) der Erwerb von Beteiligungen, bei Beteili-
gungen in Aktien oder sonstigen Anteilen 
jedoch nur, wenn der Nennwert der Beteili-
gung 10 vom Hundert des Nennkapitals der 
fremden Gesellschaft übersteigt; dabei wer-
den Beteiligungen mehrerer zu einem Kon-
zern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes 

gehörender Versicherungsunternehmungen 
und des herrschenden Unternehmens an 
einer Gesellschaft zusammengerechnet; 

c) Anlagen einer Versicherungsunternehmung 
bei einem im Sinne des § 15 des Aktien-
gesetzes verbundenen Unternehmen sowie 
Anlagen einer Pensions- oder Sterbekasse 
bei Unternehmen, deren Arbeitnehmer bei 
der Kasse versichert sind. 

Die Anzeige ist bis zum Ende des auf den Er-
werb oder die Anlage folgenden Monats vor-
zunehmen." 

4. Nach § 54 werden folgende neue §§ 54 a bis 
54 d eingefügt: 

„§ 54 a 

(1) Die Bestände des Deckungsstocks (§ 66) 
und das übrige gebundene Vermögen (gebun-
denes Vermögen) dürfen nur nach Maßgabe der 
folgenden Absätze angelegt werden. Zum 
übrigen gebundenen Vermögen gehören Ver-
mögenswerte außerhalb des Deckungsstocks in 
Höhe der versicherungstechnischen Rückstellun-
gen sowie der aus Versicherungsverhältnissen 
entstandenen Verbindlichkeiten und Rechnungs-
abgrenzungsposten. In der Lebensversicherung 
ist die Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
in Höhe der bis zum Ende des folgenden Ge-
schäftsjahres voraussichtlich auszuschüttenden 
Gewinnanteile dem übrigen gebundenen Ver-
mögen zuzurechnen. Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen aus Rückversicherungsverhält-
nissen bleiben bei der Ermittlung des gebunde-
nen Vermögens außer Betracht, soweit ihnen 
aus demselben Rückversicherungsverhältnis 
Forderungen gegenüberstehen. Ferner bleiben 
außer Betracht die Anteile der Rückversicherer 
an den versicherungstechnischen Rückstellun-
gen. 

(2) Das gebundene Vermögen kann angelegt 
werden 

1. in Forderungen, für die eine Hypothek 
an einem inländischen Grundstück oder 
grundstücksgleichen Recht besteht, oder in 
Grundschulden an solchen Grundstücken 
oder Rechten, wenn 

a) die Hypotheken und Grundschulden den 
Erfordernissen entsprechen, die sich aus 
§§ 11, 12 des Hypothekenbankgesetzes, 
für Erbbaurechte darüber hinaus aus § 21 
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der Verordnung über das Erbbaurecht 
ergeben oder 

b) eine inländische Körperschaft oder An-
stalt des öffentlichen Rechts die volle 
Gewährleistung übernommen hat; 

2. in Forderungen, für die eine Schiffs-
hypothek an einem im Inland registrierten 
Schiff oder Schiffsbauwerk besteht, wenn 
die Hypothek den Erfordernissen der §§ 10 
bis 12 des Schiffsbankgesetzes entspricht; 

3. in im Inland ausgestellten Inhaberschuld-
verschreibungen sowie Orderschuldver-
schreibungen, wenn sie Teile einer Gesamt-
emission sind, sowie ferner in im Ausland 
ausgestellten auf Deutsche Mark lautenden 
Schuldverschreibungen, die an einer in-
ländischen Börse zum amtlichen Handel zu-
gelassen sind; der Anteil der im Ausland 
ausgestellten Schuldverschreibungen darf 
5 vom Hundert des gebundenen Vermögens 
nicht übersteigen; 

4. in Forderungen, die in das Schuldbuch des 
Bundes oder eines Landes eingetragen sind, 
sowie in Mobilisierungs- und Liquiditäts-
papieren (§ 42 Abs. 1 und § 42 a Abs. 1 
des Gesetzes über die Deutsche Bundes-
bank); 

5. in voll eingezahlten, an einer inländischen 
Börse zum amtlichen Handel zugelassenen 
oder in den geregelten Freiverkehr bei 
einer inländischen Börse einbezogenen 
Aktien, das übrige gebundene Vermögen 
darüber hinaus auch in voll eingezahlten, 
an einer ausländischen Börse zum amtlichen 
Handel zugelassenen Aktien. Aktien der-
selben Gesellschaft dürfen nur insoweit er-
worben werden, als ihr Nennbetrag zu-
sammen mit dem Nennbetrag der bereits im 
gebundenen Vermögen befindlichen Aktien 
derselben Gesellschaft 5 vom Hundert des 
Grundkapitals dieser Gesellschaft nicht 
übersteigt. Der Anteil von Aktien auslän-
discher Gesellschaften darf jeweils 20 vom 
Hundert des gemäß Absatz 4 Satz 1 für 
das Deckungsstockvermögen und das übrige 
gebundene Vermögen zulässigen Bestandes 
nicht übersteigen; 

6. in Anteilen an Wertpapier-Sondervermö-
gen, die von einer inländischen Kapital-
anlagegesellschaft verwaltet werden, wenn 
diese Sondervermögen entsprechend den 
Vertragsbedingungen überwiegend voll 
eingezahlte und an einer inländischen 
Börse zum amtlichen Handel zugelassene 
oder in den geregelten Freiverkehr bei 
einer inländischen Börse einbezogene 
Aktien oder überwiegend im Inland aus-
gestellte Schuldverschreibungen im Sinne 
von Nummer 3 enthalten. Das übrige ge-
bundene Vermögen kann darüber hinaus 
angelegt werden in Anteilen an Wert-
papier-Sondervermögen, die von einer in-
ländischen Kapitalanlagegesellschaft ver-

waltet werden, wenn diese Sondervermö-
gen entsprechend den Vertragsbedingungen 
überwiegend in voll eingezahlten, an einer 
ausländischen Börse zum amtlichen Handel 
zugelassenen Aktien angelegt sind. Der Be-
stand an Anteilen gemäß Satz 1 und 2 darf, 
soweit das Sondervermögen überwiegend 
in Aktien ausländischer Gesellschaften an-
gelegt ist, zusammen mit Anlagen in Aktien 
ausländischer Gesellschaften jeweils 20 vom 
Hundert des gemäß Absatz 4 Satz i für das 
Deckungsstockvermögen und das übrige 
gebundene Vermögen zulässigen Bestandes 
nicht übersteigen; 

7. in Forderungen, für die verpfändet sind 
a) Hypotheken oder Grundschulden, die 

die Voraussetzungen der Nummer 1 
Buchstabe a erfüllen, Schiffshypotheken 
im Sinne der Nummer 2 oder 

b) in einer anderen Vorschrift dieses Ab-
satzes genannte, im Inland ausgestellte 
Wertpapiere, die von der Deutschen 
Bundesbank beliehen werden können, 
sofern die Beleihungsgrenzen des § 19 
Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank eingehalten sind; 

8. in Darlehen 
a) an Bund, Länder, Gemeinden und Ge-

meindeverbände, 
b) an sonstige inländische Körperschaften 
und an Anstalten des öffentlichen 
Rechts, 

c) für deren Verzinsung und Rückzahlung 
eine der unter Buchstabe a bezeichneten 
Stellen die volle Gewährleistung über-
nommen hat, 

d) an inländische Unternehmen, sofern auf-
grund der bisherigen und der zu er-
wartenden künftigen Entwicklung der 
Ertrags- und Vermögenslage des Unter-
nehmens die vertraglich vereinbarte 
Verzinsung und Rückzahlung gewähr-
leistet erscheint und die Darlehen aus-
reichend durch erststellige Grundpfand-
rechte gesichert sind, 

soweit es sich in den Fällen der Buch-
staben b bis d nicht um Darlehen an 
Kreditinstitute handelt; 

9. bei der Deutschen Bundesbank oder bei ge

-

eigneten inländischen Kreditinstituten; 

l0. in bebauten, in der Bebauung befindli chen 
oder zur alsbaldigen Bebauung bestimmten 
inländischen Grundstücken, sofern beim 
Erwerb die Angemessenheit des Kauf-
preises durch Gutachten eines vereidigten 
Sachverständigen oder auf sonstige Weise 
nachgewiesen ist; der Anteil von in Bebau-
ung befindli chen oder zur alsbaldigen Be-
bauung bestimmten Grundstücken darf 
5 vom Hundert, der Anteil von ganz oder 
überwiegend gewerblich genutzten Grund-
stücken 10 vom Hundert des gebundenen 
Vermögens nicht übersteigen. Entsprechen- 
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des gilt für grundstücksgleiche Rechte mit 
der Maßgabe, daß sie zusammen mit den 
Grundstücken die in Satz 1 genannten 
Begrenzungen nicht übersteigen dürfen. Die 
Anlage in Grundstücken sowie die Bebau-
ung bedürfen, sofern sie überwiegend für 
den Geschäftsbetrieb der Versicherungs-
unternehmung bestimmt sind, der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde. Die Geneh-
migung ist zu erteilen, wenn im Verhält-
nis zum Geschäftsbetrieb kein unangemes-
sener Aufwand zu erwarten und die An-
gemessenheit der Erwerbs- und Baukosten 
durch das Gutachten eines vereidigten Sach-
verständigen nachgewiesen ist; 

11. in Anteilen an Grundstücks-Sondervermö-
gen, die von einer inländischen Kapital-
anlagegesellschaft verwaltet werden und 
die entsprechend den Vertragsbedingungen 
überwiegend aus inländischen Grund-
stücken oder grundstücksgleichen Rechten 
bestehen, wenn die Sondervermögen im 
Zeitpunkt der Anlage die Vorschriften des 
§ 27 Abs. 1 Nr. 3 und des § 28 KAGG er-
füllen; 

12. in Vorauszahlungen oder Darlehen, die 
eine Versicherungsunternehmung nach den 
Allgemeinen 	Versicherungsbedingungen 
(§ 10 Nr. 8) auf die eigenen Versicherungs-
scheine gewährt. 

(3) Bei Versicherungen, die in ausländischer 
Währung erfüllt werden müssen, sind die Be-
stände des Deckungsstocks nach Maßgabe des 
Geschäftsplans in auf dieselbe ausländische 
Währung lautenden, Absatz 2 entsprechenden 
Vermögenswerten anzulegen; das übrige ge-
bundene Vermögen kann in gleicher Weise 
oder nach Absatz 2 angelegt werden. 

(4) Der Anteil der Anlagen nach Absatz 2 
Nr. 5 und 6 darf zusammen 20 vom Hundert 
des Deckungsstockvermögens und 25 vom Hun-
dert des übrigen gebundenen Vermögens nicht 
übersteigen; dabei bleiben Anteile an von einer 
inländischen Kapitalanlagegesellschaft verwal-
teten und entsprechend den Vertragsbedingun-
gen ausschließlich aus Schuldverschreibungen 
bestehenden Sondervermögen außer Betracht. 
Die Aufsichtsbehörde kann diese und die in Ab-
satz 2 Nr. 5 Satz 3 und Nr. 6 Satz 3 genannte 
Grenze bei neugegründeten Versicherungs-
unternehmungen für die Dauer von höchstens 
drei Jahren nach Erteilung der Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb bis auf 10 vom Hundert herab-
setzen. Der Anteil der Anlagen nach Absatz 2 
Nr. 10 und 11 zusammen darf jeweils 25 vom 
Hundert des Deckungsstockvermögens und des 
übrigen gebundenen Vermögens nicht über-
steigen. 

(5) Die Aufsichtsbehörde kann Versiche-
rungsunternehmungen auch Anlagen, die in 
Absatz 2 und 3 nicht genannt sind oder deren 
Voraussetzungen nicht erfüllen, den Anlage-
arten der Absätze 2 und 3 aber gleichwertig 

sind, sowie die Überschreitung der Begrenzun-
gen der Absätze 2 bis 4 gestatten, wenn dies 
nach der Art der betriebenen Versicherungs-
geschäfte oder wegen besonderer oder ver-
änderter Verhältnisse im Bereich der Ver-
mögensanlagen oder der Unternehmensstruktur 
geboten erscheint und die Belange der Ver-
sicherten dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

§ 54 b 

Soweit Lebensversicherungsverträge Ver-
sicherungsleistungen nach Maßgabe eines von 
der Aufsichtsbehörde genehmigten Geschäfts-
plans in Anteilen an Sondervermögen einer 
Kapitalanlagegesellschaft oder in für das 
Sondervermögen einer Kapitalanlagegesellschaft 
zugelassenen Werten, ausgenommen in Geld, 
vorsehen, sind die Bestände der hierfür zu bil-
denden selbständigen Abteilung des Deckungs-
stocks (Anlagestock) in den im Geschäftsplan 
vorgesehenen Werten anzulegen. § 54 a findet 
für die Bestände des Anlagestocks keine An-
wendung. 

§ 54 c 

Gehören Versicherungsverhältnisse zu einem 
selbständigen ausländischen Bestand einer Ver-
sicherungsunternehmung, so sind für das aus 
diesen Versicherungsverhältnissen entstandene 
gebundene Vermögen, soweit das ausländische 
Recht nicht Abweichendes vorschreibt, die 
§§ 54 a mid 54 b entsprechend anzuwenden. Da-
bei gelten Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte sowie Wertpapiere, die nicht auf eine 
Währung lauten, als in der Währung des Lan-
des angelegt, in dem die Grundstücke oder 
grundstücksgleichen Rechte belegen sind oder 
der Aussteller der Wertpapiere seinen Sitz hat. 

§ 54 d 

Die Versicherungsunternehmungen haben 
über ihre gesamten Vermögensanlagen, aufge-
gliedert in Neuanlagen und Bestände, in den 
von der Aufsichtsbehörde festzulegenden For-
men und Fristen zu berichten. Die Pflichten nach 
§ 66 Abs. 6 Satz 4 bleiben unberührt." 

5. In § 66 wird hinter Absatz 3 folgender neuer 
Absatz 3 a eingefügt: 

„ (3 a) Unbelastete Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte sind für den Deckungs-
stock mit ihrem Bilanzwert anzusetzen. Ist der 
Bilanzwert höher als der Verkehrswert, so ist 
der Verkehrswert anzusetzen. Die Aufsichts-
behörde kann eine angemessene Erhöhung des 
Wertansatzes zulassen, wenn und soweit durch 
Sachverständigengutachten nachgewiesen ist, 
daß der Verkehrswert den Bilanzwert um min-
destens 100 vom Hundert überschreitet. Für be-
lastete Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte setzt die Aufsichtsbehörde den Wert im 
Einzelfall fest. Die angesetzten Werte sind der 
Aufsichtsbehörde im Rahmen der Meldungen 
gemäß § 54 d mitzuteilen." 
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6. §§ 68 und 69 werden aufgehoben. 

7. In § 82 Abs. 2 werden hinter „Beteiligung" die 
Worte „im Sinne des Absatz 1" eingefügt. 

8. § 90 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

9. § 90 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungs- und Bausparwesen wird 
auf Vorschlag der Bundesregierung vom 
Bundespräsidenten ernannt. Der Bundespräsi-
dent beruft ferner auf Vorschlag des Bundes-
ministers für Wirtschaft und Finanzen ständige 
Mitglieder des Bundesaufsichtsamtes für das 
Versicherungs- und Bausparwesen. Die stän-
digen Mitglieder werden auf Lebenszeit be-
rufen." 

10. § 92 Abs. 1 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 
„die Mitglieder des Beirats werden auf Vor-
schlag des Bundesministers für Wirtschaft und 
Finanzen vorn Bundespräsidenten auf die Dauer 
von fünf Jahren berufen." 

11. In § 110 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„§§ 54 bis 54 b, 54 d, 65, 66 Abs. i bis 3 a, Abs. 5 
bis 7, §§ 67, 77 bis 79 gelten bei ausländischen 
Unternehmungen nur für die im Inland ab-
geschlossenen Versicherungen." 

12. In § 112 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung auf 
§ 54 durch „§ 54 Abs. 2 Satz i Buchstabe a und 
Satz 2, §§" ersetzt. 

13. In § 115 Abs. 2 wird die Verweisung auf § 69 
durch die Verweisung auf § 54 a Abs. 2 Nr. 1 
Buchstabe a ersetzt. 

14. In § 135 Abs. 1 Nr. 2 erhält der Inhalt der 
Klammer folgende Fassung: „§§ 54 a bis 54 c, 
65 bis 67, 77, 79". 

15. Nach § 157 wird folgender neuer § 157 a ein-
gefügt:  

„§ 157 a 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann Vereine auf 
Gegenseitigkeit, die nicht eingetragen zu wer-
den brauchen, von der laufenden Aufsicht nach 
diesem Gesetz freistellen, wenn nach der Art 
der betriebenen Geschäfte und den sonstigen 
Umständen eine Beaufsichtigung zur Wahrung 
der Belange der Versicherten nicht erforderlich 
erscheint. Diese Voraussetzungen können ins-
besondere bei Vereinen mit örtlich eng be-
grenztere Wirkungskreis, geringer Mitglieder-
zahl und geringem Beitragsaufkommen vor-
liegen. 

(2) Die Freistellung nach Absatz 1 kann be-
fristet und mit Auflagen versehen werden; sie 
ist zu widerrufen, wenn der Aufsichtsbehörde 
bekannt wird, daß die Voraussetzungen der 
Freistellung entfallen sind. 

(3) Hat die Aufsichtsbehörde eine Freistel-
lung nach Absatz 1 vorgenommen, so sind nicht 
anzuwenden die Vorschriften der §§ 13, 14, 22 
Abs. 4, §§ 37 und 53 a sowie der Abschnitte IV 
und V mit Ausnahme der Vorschriften des § 83 
Abs. 2 sowie des § 81 Abs. 3, soweit die Auf-
lagen nach Absatz 2 oder die Rechte der Auf-
sichtsbehörde nach § 83 Abs. 2 durchgesetzt 
werden sollen." 

Artikel 2 

Änderung von Verordnungen 

(1) In § 1 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung über 
die Durchführung der Verordnung zur Vereinheit-
lichung der Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 363) wird, soweit diese Vor-
schrift Bundesrecht ist, die Verweisung auf § 54 
durch „54 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a und Satz 2, 
§" ersetzt. 

(2) § 3 Abs. 5 der Dritten Durchführungsverord-
nung zum Gesetz über die Errichtung eines Bundes-
aufsichtsamtes für das Versicherungs- und Bauspar-
wesen vom 25. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 75) 
wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Bekanntmachung 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
wird ermächtigt, das Gesetz über die Beaufsichti-
gung der privaten Versicherungsunternehmungen 
und Bausparkassen in der nach diesem Gesetz gel-
tenden Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be-
seitigen. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 
(2) Die durch Artikel 1 Nr. 11 in § 110 des Ver-

sicherungsaufsichtsgesetzes eingefügte Regelung für 
das übrige gebundene Vermögen von ausländischen 
Versicherungsunternehmungen gilt vom 1. Januar 
1974 an. 



Drucksache 7/100 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf sieht einige Änderungen des Ge-
setzes über die Beaufsichtigung der privaten Ver-
sicherungsunternehmungen und Bausparkassen 
(VAG) vor. Es handelt sich dabei um die Reform der 
Vermögensanlagevorschriften, die Freistellung be-
stimmter Unternehmen von der Versicherungsauf-
sicht und um die Änderung des Verfahrens für die 
Ernennung des Präsidenten und die Berufung der 
ständigen Mitglieder und der Beiratsmitglieder des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungs- und 
Bausparwesen. 

Diese Änderungen sind so vordringlich, daß sie 
nicht bis zur Vorlage der durch die Harmonisierungs-
verhandlungen im Rahmen der EG gebotenen um-
fassenden Reform des VAG zurückgestellt werden 
können. Andererseits berücksichtigt der Gesetzent-
wurf für die durch ihn behandelten Bereiche bereits 
die Bindungen, die sich durch die kurz vor dem Erlaß 
stehenden EG-Richtlinien ergeben werden. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für den 
Gesetzentwurf ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 11 GG. 

II. Reform der Vermögensanlagevorschriften 

1. Umfang der Vermögensanlagen der 
Versicherungsunternehmen 

Zum 31. Dezember 1970 verfügten die 247 bedeutend-
sten, vom Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungs- und Bausparwesen beaufsichtigten Versiche-
rungsunternehmen über Vermögensanlagen von zu-
sammen rd. 76 331 Millionen DM. Davon entfielen 
auf 

rd. Millionen % DM 

Lebens-VU 	  52 329 69 

Pensionskassen 	.. 	 9 132 12 

Kranken-VU 	  3 969 5 

Schaden- und Unfall-VU 	 10 901 14 

76 331 100 

Die Anlagen verteilen sich auf 

rd. Millionen 
DM % 

Grundstücke 	  10 231 13 

Hypotheken-, Grundschuld-, Ren

-

tenschuldforderungen 	 16 535 22 

Schuldscheinforderungen und Dar

- lehen 	  24 415 32 

Aktien und Investmentzertifikate 	 4 240 6 

Sonstige Wertpapiere 	 13 879 18 

Darlehen und Vorauszahlungen auf 
Versicherungsscheine 	 1 274 2 

Beteiligungen 	  1 362 2 

Schuldbuchforderungen 	 3 257 4 

Befristete Guthaben (Festgeldanla-
gen) 1 138 1 

76 331 100 

2. Notwendigkeit und Zielsetzung der gesetzlichen 
Neuregelung 

Ausgangslage 

Während die Versicherungsunternehmen inzwischen 
Milliardenvermögen verwalten, ist der derzeitige 
Katalog der kraft Gesetzes deckungsstockfähigen 
Anlagen, der in seinem Kern auf die Jahrhundert-
wende zurückgeht, im wesentlichen auf solche Werte 
beschränkt, die auch der Vormund für ein Mündel 
erwerben darf, also auf Forderungen gegen öffent-
liche Schuldner und auf den Realkredit. 

Das Festhalten an dem sachlich überholten Anlage-
katalog hat dazu geführt, daß gegenwärtig mehr als 
ein Drittel der Vermögensanlagen in der Versiche-
rungswirtschaft der ursprünglich als Ausnahme ge-
dachten Einzelgenehmigung des § 68 Abs. 3 Satz 2 
VAG bedarf. Das Einzelgenehmigungsverfahren ver-
langt für jede Kapitalanlage einen ausführlichen An-
trag mit Beurteilungsmaterial, eine Prüfung dieser 
Unterlagen durch die Aufsichtsbehörde und deren 
ausdrücklichen Genehmigungsbescheid. 

Dieses aufwendige Verfahren erschwert im Wirt-
schaftsablauf erforderliche kurzfristige Entschei-
dungsprozesse und verlagert zudem Entscheidungen 
auf die Aufsichtsbehörde, die von der Versicherungs-
wirtschaft selbst getroffen werden sollten. Überdies 
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ist der jetzige Anlagekatalog nicht neutral: Er be-
günstigt die Anlagen im öffentlichen Bereich und 
vernachlässigt die Finanzierung der Wirtschaft. 

Zielsetzung 

Die Versicherungsunternehmen sammeln in Erfül-
lung ihrer primären Aufgabe, Vorsorge gegen Risi-
ken zu treffen, umfangreiches Vermögen an und 
übernehmen damit eine wichtige Finanzierungs-
funktion im Rahmen der Volkswirtschaft. Dieser 
Aufgabe sollen die neuzufassenden Anlagevorschrif-
ten Rechnung tragen. Deshalb wird der Anlagekata-
log von seiner einseitigen Ausrichtung auf die no-
minelle Sicherung der Anlage befreit und auf den 
Bereich der Unternehmensfinanzierung ausgeweitet. 
Die Anlageformen, die in den Gesetzeskatalog über-
nommen werden, sind dabei im Hinblick auf das mit 
ihnen verbundene Risiko so gefächert, daß jedem 
Versicherungsunternehmen auch unter Berücksichti-
gung der Interessen der Versicherungsnehmer die 
Anlagewahl als eigenverantwortliche unternehmeri-
sche Entscheidung überlassen werden kann. Künftig 
wird deshalb dem Markt als Lenkungsmechanismus 
größere Bedeutung zukommen. 

Der neue Anlagekatalog wird darüber hinaus den 
Grundsatz der Anlageneutralität wahren: Er wird 
weder öffentliche noch private Kapitalnachfrager be-
vorzugen. 

Auch innerhalb einzelner Nachfragegruppen soll es 
zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
möglichst keine Diskriminierung geben. Deshalb 
werden öffentlich-rechtliche und private Kreditinsti-
tute durch die Anlagevorschriften grundsätzlich 
gleichbehandelt. 

Diese werden schließlich der zunehmenden inter-
nationalen Verflechtung der wirtschaftlichen Bezie-
hungen Rechnung tragen und dort, wo es auch in An-
betracht des damit verbundenen Risikos vertretbar 
erscheint, auf Auslandsanlagen erstreckt. Bei alle-
dern soll die Aufsichtsbehörde grundsätzlich auf eine 
Überwachungsfunktion beschränkt und die eigen-
verantwortliche Anlageentscheidung der Versiche-
rungsunternehmen zum Prinzip erhoben werden. 

3. Grundzüge der geplanten Neuregelung 

a) Allgemeine und besondere Anlagevorschriften 

Das gesamte Vermögen der Versicherungsunterneh-
men soll so angelegt werden, daß der allgemeine 
Grundsatz möglichst großer Sicherheit und Rentabili-
tät bei jederzeitiger Liquidität des Versicherungs-
unternehmens unter Berücksichtigung angemessener 
Mischung und Streuung gewahrt ist. Dabei ist der 
Art der betriebenen Versicherungsgeschäfte und der 
Unternehmensstruktur besonders Rechnung zu tra-
gen. Dieser allgemeine Anlagegrundsatz gilt für den 
Deckungsstock, das übrige gebundene und das rest-
liche Vermögen. 

Der Deckungsstock umfaßt Vermögenswerte in Höhe 
der Deckungsrücklage sowie der von der Aufsichts-
behörde zur Wahrung der Belange der Versicherten 
nach § 66 Abs. 3 darüber hinaus angeordneten Be-
träge, das übrige gebundene Vermögen Werte in 

Höhe aller anderen mit dem Versicherungsverhält-
nis im Zusammenhang stehenden Verpflichtungen. 

Für diese beiden Vermögensmassen sind über den 
allgemeinen Anlagegrundsatz hinaus im Interesse 
der jederzeitigen Erfüllbarkeit der Verbindlichkeiten 
aus Versicherungsverhältnissen — eine Forderung, 
der jedes aufsichtspflichtige Versicherungsunterneh-
men unterliegt — besondere Anlagevorschriften vor-
gesehen. Die Regelungen in den besonderen Anlage-
vorschriften sind — sieht man von einigen Beson-
derheiten für den Bereich des übrigen gebundenen 
Vermögens ab — für das gesamte gebundene Ver-
mögen einheitlich ausgestaltet. Sachlich etwa gebo-
tene differenzierte Ausweitungen der Anlagen kann 
die Aufsichtsbehörde genehmigen. 

Das restliche Vermögen — im wesentlichen also das 
Eigenkapital — soll dagegen außer dem allgemeinen 
Anlagegrundsatz keinen zusätzlichen besonderen 
Anlagevorschriften unterliegen. Diese Regelung ent-
spricht Artikel 18 der bevorstehenden EG-Koordi-
nierungsrichtlinie. Danach treffen die Mitgliedstaa-
ten keine Bestimmungen über die Anlage der Aktiv-
werte, soweit diese nicht zur Bedeckung der techni-
schen Reserven dienen. Eine Ratserklärung gibt der 
Aufsichtsbehörde die Möglichkeit, „in besonderen 
Fällen zu intervenieren, wenn die Anlage der Aktiv-
werte die finanzielle Sicherheit des Unternehmens 
ernstlich gefährden oder dessen Liquiditätsgrad her-
absetzen kann". 

b) Neue Anlagemöglichkeiten 
für das gebundene Vermögen 

Der neue Anlagekatalog erweitert die Liste der bis-
her kraft Gesetzes deckungsstockfähigen Anlagen 
im wesentlichen um Aktien, Investmentzertifikate, 
Schuldverschreibungen privater Emittenten sowie 
— in Grenzen — DM-Auslandsanleihen, ferner um 
Darlehen an Unternehmen und Anlagen bei privaten 
Kreditinstituten. 

Die Einzelheiten über Zulassung und Grenzen der 
verschiedenen Anlageformen sind so ausgestaltet, 
daß einerseits dem Schutzbedürfnis der Versicherten 
ausreichend Rechnung getragen wird, andererseits 
aber genügend Spielraum für unternehmerische Ent-
scheidungen bleibt. 

III. Freistellung von Unternehmen 

1. Kleinstunternehmen 

Der Aufsicht nach dem VAG unterliegen rd. 8000 
private Versicherungsunternehmen. Von ihnen ma-
chen die kleineren im Sinne des § 53 und unter die-
sen wiederum die kleinsten Vereine den weitaus 
größten Anteil aus. 

Während die nach dem VAG möglichen organisato-
rischen Erleichterungen und die Abweichungen von 
den allgemeinen Vorschriften über die Zulassung, 
Geschäftsführung und Rechnungslegung (§§ 53, 157) 
den Verhältnissen bei den kleineren Unternehmen 
noch gerecht werden, tragen sie denen der kleinsten 
Versicherungsunternehmen nicht hinreichend Rech- 
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nung. Viele dieser kleinsten Vereine sehen die Auf-
sicht als eine erhebliche Belastung an, weil die von 
der Versicherungsaufsicht an sie gestellten und zu 
stellenden Anforderungen auf Ausgestaltung des 
Geschäftsplans, Form der Jahresrechnung, statisti-
sche Nachweisungen und dergleichen ihre Tätigkeit 
wesentlich einengen. Dies wird deutlich, wenn man 
berücksichtigt, daß es sich bei diesen Kleinstunter-
nehmen insbesondere um kleinste Sterbekassen, 
kleinste Tier-, Feuer-, Glas- und auch kleinste Kran-
kenversicherungsvereine handelt. So gibt es z. B. 
Krankenversicherungsvereine, die bei Jahresbeiträ-
gen von etwa 10 DM ein Krankentagegeld von 1 DM 
oder weniger vorsehen. 

Unterteilt man die kleinsten Versicherungsunter-
nehmen nach Mitgliederzahlen und jährlichem Bei-
tragsaufkommen, so ergeben sich folgende Zahlen, 
in denen die Pensionskassen nicht enthalten sind: 

Mitgliedzahl und Beitragsaufkommen 

	

bis 100 	2 500 DM 	2 689 

	

bis 300 	5 000 DM 	1 014 

	

bis 500 	7 500 DM 	522 

	

bis 1000 	10 000 DM 	410 

	

über 1000 	10 000 DM 	1 178 

5 813 

Diese Aufstellung läßt erkennen, daß gerade die 
kleinsten dieser Kleinstunternehmen besonders zahl-
reich sind. 

Die große Anzahl dieser auf genossenschaftlicher 
Grundlage beruhenden Einrichtungen bringt für die 
Aufsichtsbehörden eine übermäßige Belastung an 
Verwaltungsaufgaben mit sich, was der allgemein 
angestrebten und notwendigen Verwaltungsverein-
fachung widerspricht. 

Es besteht daher ein berechtigtes Interesse sowohl 
von seiten der Unternehmen als auch der Aufsichts-
behörden, die kleinsten Versicherungsunternehmen 
in dem gebotenen Maße von der Versicherungsauf-
sicht freizustellen. Dadurch kann zugleich vermieden 
werden, daß diese Unternehmen versucht sind, sich 
mit dem Ziel der Umgehung der staatlichen Versiche-
rungsaufsicht scheinbar aufzulösen oder in eine auf-
sichtsfreie Unterstützungseinrichtung umzuwandeln, 
tatsächlich aber wie bisher weiterarbeiten. Wunsch 
der betroffenen Einrichtungen und Belange der Ver-
waltung rechtfertigen eine Freistellung der Kleinst-
unternehmen aber nicht uneingeschränkt. Eine Frei-
stellung muß ihre Grenze vielmehr in dem notwen-
digen Schutz der Versicherungsnehmer finden. Auch 
die Versicherungsnehmer der Kleinstunternehmen 
verdienen grundsätzlich den durch die Versiche-
rungsaufsicht bewirkten Schutz. Daher ist eine Frei-
stellung nur angebracht, wenn ein solches Schutz-
bedürfnis fehlt. Dies wird dann der Fall sein, wenn 
durch den engen Kontakt unter den Mitgliedern des 
Versicherungsvereins und angesichts der Einfachheit 
des Geschäfts eine ausreichende Selbstkontrolle 
möglich ist. 

Die vorgesehene Regelung lehnt sich in ihrer Grund-
konzeption an § 2 Abs. 4 des Gesetzes über das Kre-
ditwesen an. Sie sieht davon ab, Kleinstunterneh-
men kraft Gesetzes von der Versicherungsaufsicht 
freizustellen, da eine solche Lösung den unterschied-
lichen Geschäften und Verhältnissen der Kleinstun-
ternehmen nicht Rechnung tragen würde. Vielmehr 
werden die Aufsichtsbehörden ermächtigt, die in Be-
tracht kommenden Unternehmen von der laufenden 
Aufsicht freizustellen. Eine solche Freistellung soll 
nach § 157 a Abs. 1 Satz 2 nur zulässig sein, wenn 
nach der Art der betriebenen Geschäfte und den son-
stigen Umständen eine laufende Beaufsichtigung zur 
Wahrung der Belange der Versicherten nicht erfor-
derlich erscheint. Damit ist klargestellt, daß die Auf-
sichtsbehörde anhand der besonderen Umstände des 
Einzelfalles zu prüfen hat, ob diese Voraussetzungen 
gegeben sind. Das Gesetz bestimmt darüber hinaus 
noch, daß die Voraussetzungen insbesondere bei 
Vereinen mit örtlich eng begrenztem Wirkungskreis, 
geringerer Mitgliedzahl und geringem Beitragsauf-
kommen vorliegen können. 

Mit den Ländern besteht Einvernehmen, daß die 
Aufsichtsbehörden gemeinsam Verwaltungsgrund-
sätze erarbeiten und einheitlich anwenden werden, 
die insbesondere klarstellen, welche Geschäfte ihrer 
Art nach eine Beaufsichtigung erforderlich machen 
und welche Grenzen für die im § 157 a Abs. 1 Satz 2 
genannte geringe Mitgliedzahl und das geringe Bei-
tragsaufkommen festzulegen sind. Schon jetzt be-
steht Übereinstimmung darüber, daß als Begrenzung 
im Sinne von Absatz 1 Satz 2 der neuen Vorschrift 
eine Mitgliederzahl von 500 und ein jährliches Bei-
tragsaufkommen von 10 000 DM anzusehen ist und 
die Haftpflicht-, Kraftfahrt- und die Rechtsschutzver-
sicherung ihrer Art nach stets eine Beaufsichtigung 
erforderlich machen und auch die Pensionskassen 
von der Freistellung ausgenommen werden sollen. 
Weiter ist einvernehmlich vorgesehen, daß gewisse 
typische Fälle festgelegt werden, in denen wegen 
eines besonderen Sicherungsinteresses der Versi-
cherten eine Freistellung von Sterbekassen und 
Krankenversicherungen nicht in Betracht kommt. 

Auf diese Weise wird eine weitestgehend einheit-
liche Ausfüllung des für die Freistellung von Kleinst-
unternehmen vorgeschlagenen gesetzlichen Rahmens 
erreicht. Zum Schutz insbesondere der neu eintre-
tenden Versicherungsnehmer werden die Aufsichts-
behörden im Falle der Freistellung durch eine Auf-
lage nach § 157 a Abs. 2 die Aufnahme einer Sat-
zungsbestimmung des Inhalts durchsetzen, daß die 
Geschäftstätigkeit des Vereins nicht der laufenden 
Aufsicht unterliegt. 

2. Sonstige Zusammenschlüsse 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung des § 1 sollen 
Zusammenschlüsse von der Versicherungsaufsicht 
freigestellt werden. Es handelt sich um Zusammen-
schlüsse von Industrie- und Handelskamme rn  mit 
Verbänden der Wirtschaft, die den Zweck verfolgen, 
die ihren Mitgliedern aus Versorgungszusagen er-
wachsenen Versorgungslasten im Wege der Umle-
gung auszugleichen und die ihre Rechtsfähigkeit 
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durch staatliche Verleihung erlangt haben. Derartige 
Einrichtungen unterliegen bisher der Versicherungs-
aufsicht, da sie rein begrifflich den Betrieb von Ver-
sicherungsgeschäften im Sinne des § 1 zum Gegen-
stand haben. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
jedoch im Falle des Versorgungsverbandes deutscher 
Wirtschaftsorganisationen in seinem Urteil vom 
10. Januar 1961, VerBAV 1961, S. 126 ff., das Schutz-
bedürfnis der Mitglieder des Verbandes als äußerst 
gering bezeichnet und darüber hinaus angedeutet, 
daß es die Möglichkeit von Gefahren für diese Mit-
glieder für praktisch bedeutungslos hält. Die vorge-
schlagene Ergänzung des § 1 soll diesem Gesichts-
punkt Rechnung tragen und Zusammenschlüsse die-
ser Art von der Aufsicht freistellen. 

Die Ausnahmeregelung des neuen § 1 Abs. 5 ist so 
eng gehalten, daß Versicherungseinrichtungen, bei 
denen der Schutz der Versicherungsnehmer und die 
dauernde Erfüllbarkeit ihrer Ansprüche eine Unter-
stellung unter die Versicherungsaufsicht gebieten, 
von ihr nicht erfaßt werden. 

IV. Vorschlagsrecht für die Ernennung des Präsiden

-

ten und die Berufung der ständigen Mitglieder des 
BAV sowie der Beiratsmitglieder 

Die gegenwärtige Praxis, nach der der Bundesrat 
dem Bundespräsidenten den Präsidenten des Bundes-
aufsichtsamtes für das Versicherungs- und Bauspar-
wesen (Bundesaufsichtsamt), die ständigen Mitglie-
der und die Beiratsmitglieder zur Ernennung vor-
schlägt, trägt der Verantwortung der Bundesregierung 
und des Bundesministers für Wirtschaft und Finan-
zen für das Bundesaufsichtsamt nicht Rechnung; die-
ses nur aus historischen Gründen erklärbare Verfah-
ren entspricht weder dem in anderen Bereichen Übli-
chen, noch ist es aus sachlichen Gründen geboten. Es 
ist daher erforderlich, daß das Vorschlagsrecht für 
die Ernennung des Präsidenten der Bundesregierung 
und für die Berufung der ständigen Mitglieder und 
der Beiratsmitglieder dem Bundesminister für Wirt-
schaft und Finanzen eingeräumt wird. Dem dient die 
Änderung des § 90 Abs. 2 und § 92 Abs. 1. 

Die Regelung in § 90 Abs. 2 und § 92 Abs. i des 
VAG vom 6. Juni 1931 (RGBl. I S. 315) geht auf das 
Gesetz über die privaten Versicherungsunternehmun-
gen vom 12. Mai 1901 (RGBl. S. 139) zurück. Nach 
§ 70 Abs. 2 dieses Gesetzes wurden der Vorsitzende 
und die ständigen Mitglieder und nach § 72 Abs. 1 
die Mitglieder des Beirats auf Vorschlag des Bundes-
rates vom Kaiser ernannt. Das entsprach der Verfas-
sungsrechtslage des Deutschen Reiches. Danach hatte 
der Bundesrat für verschiedene Reichsbeamte, die 
gem. Artikel 18 Abs. 1 RV vom Kaiser ernannt wur-
den, ein Wahl- oder Vorschlagsrecht. Dieses Recht 
stand dem Bundesrat zu hinsichtlich der Mitglieder 
des Rechnungshofs (Gesetz vom 22. Juni 1873 - 
RGBl. S. 145 - i. V. m. § 2 Satz 2 des Gesetzes vom 
4. Juli 1868 - BGBl. S. 433), des Reichsgerichts (§ 127 
Abs. 1 des Gesetzes vom 27. Januar 1877 - RGBl. 
S. 41) und des Bundesamts für das Heimatwesen 
(§ 42 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes i. d. F. vom 12. März 
1894 - RGBl. S. 262), des Oberreichsanwalts und der 
Reichsanwälte (§ 150 Abs. 1 des Gesetzes vom 27. 

Januar 1877 - RGBl. S. 41), der Verwaltung des 
Reichs-Invalidenfonds (§ 11 Abs. 1 Satz 5 des Ge-
setzes vom 23. Mai 1873 - RGBl. S. 117), des Reichs-
bank-Direktoriums (§ 27 Abs. 3 des Gesetzes vom 
14. März 1875 - RGBl. S. 177), der ständigen Mit-
glieder des Patentamts (§ 13 Abs. 2 Satz 4 des Ge-
setzes vom 25. Mai 1877 - RGBl. S. 501) und der 
Mitglieder des Reichsversicherungsamts (§ 87 Abs. 3 
Satz 1 des Gesetzes vom 6. Juli 1884 - RGBl. S. 69). 
Soweit diese Einrichtungen heute noch bestehen, ist 
das frühere Wahl- oder Vorschlagsrecht des Bun-
desrates inzwischen abgebaut. Das gilt für die Mit-
glieder des Bundesrechnungshofs (§ 119 Abs. 3 RHO 

 vom 31. Dezember 1922), des Bundesbank-Direkto-
riums (§ 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Deutsche 
Bundesbank vom 26. Juli 1957) und des Patentamts 
(vgl. § 17 Abs. 2 des Patentgesetzes vom 5. Mai 1936 
und § 17 Abs. 1 des Patentgesetzes vom 2. Januar 
1968). Das im § 86 Abs. 1 RVO enthaltene Vor-
schlagsrecht des Reichsrates für die Ernennung des 
Präsidenten und der übrigen ständigen Mitglieder 
des ehemaligen Reichsversicherungsamts ist durch 
§ 224 Abs. 3 Nr. 1 SGG vom 3. September 1953 auf-
gehoben worden. Von den eingangs genannten Mit-
wirkungsrechten sind für die Ernennung der Bun-
desrichter, des Oberbundesanwalts und der Bundes-
anwälte noch - allerdings abgeschwächte - Rechte 
der Länder erhalten geblieben (vgl. §§ 125 Abs. 1, 
149 GVG), die übrigen Mitwirkungsrechte bestehen 
nicht mehr. 

Beim Bundesaufsichtsamt ist das althergebrachte 
Vorschlagsrecht des Bundesrates bei den bisherigen 
Novellen zum VAG noch nicht beseitigt worden. Die 
Bundesregierung hält es nicht für vertretbar, daß der 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen die Ver-
antwortung für die Tätigkeit des Bundesaufsichts-
amtes zu tragen hat, ohne auf die Ernennung des 
Präsidenten - die Bezeichnung „Vorsitzer" ist durch 
§ 1 der 3. DVO zum BAG vom 25. März 1953 (BGBl. I 
S. 75) in „Präsident" geändert worden - und die 
Berufung der ständigen Mitglieder des Amtes sowie 
der Beiratsmitglieder den seiner Verantwortung ent-
sprechenden Einfluß nehmen zu können. Das vom 
Bundesrat in Anspruch genommene Vorschlagsrecht 
läßt auch keinen Raum für die dem Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen zustehende Personal-
hoheit. Dabei entspricht es den Grundsätzen des 
Berufsbeamtentums, daß über Personalangelegen-
heiten eines Beamten in der Regel allein die ihm 
vorgesetzten Dienstbehörden entscheiden, die in 
einem hierarchischen Über- und Unterordnungsver-
hältnis stehen. 

Auch bei den übrigen Bundesoberbehörden besteht 
ein Vorschlagsrecht des Bundesrates für die Stellen-
besetzung nicht. Was die Länderinteressen an dem 
Aufgabengebiet der Bundesoberbehörden betrifft, so 
sind sie bei den verschiedenen Bundesoberbehörden 
jeweils in einer der Eigenart dieser Interessen ent-
sprechenden Weise berücksichtigt. Für das Gebiet 
der Versicherungsaufsicht regelt § 152 die notwen-
dige Zusammenarbeit zwischen dem Bundesauf-
sichtsamt und den Länderaufsichtsbehörden. Unab-
hängig davon ist der Gedanke, daß das Bundesauf-
sichtsamt bei der Ausübung der Versicherungsauf-
sicht auch Belange der Länder wahrzunehmen habe, 
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aus grundsätzlichen Erwägungen nicht geeignet, eine 
Fortdauer der bisherigen Einschaltung des Bundes-
rates zu rechtfertigen. Im Rahmen ihres Aufgaben-
gebietes haben sämtliche Bundesoberbehörden den 
Belangen der Länder nicht mehr und nicht minder 
Rechnung zu tragen als das Bundesaufsichtsamt für 
das Versicherungs- und Bausparwesen, obwohl Prä-
sidenten und Mitglieder dieser Behörden ohne Ein-
schaltung des Bundesrates ernannt werden. Der Ver-
sicherungsaufsicht kommt weder in diesem noch in 
jenem Sinne eine Sonderstellung zu. 

V. Kosten 

Durch den Gesetzentwurf entstehen keine nennens-
werten Kosten. 

Die ermöglichte Freistellung der Kleinstunterneh-
men von der Versicherungsaufsicht könnte zwar zu 
einer Arbeitsersparnis der Aufsichtsbehörden füh-
ren. Durch den erstrebten Abbau der Einzelgenehmi-
gungen für Bereich der Vormügensanlagen ist dar-
über hinaus in gewissem Umfang die Möglichkeit 
einer weiteren Personaleinsparung denkbar.Ände-
rerseits werden aber  den  Aufsichtsbehörden gerade 
bei den  Vermögensanlagen umfangreiche nachträg-
liche Kontrollaufgaben zufallen, die die möglichen 
Personaleinsparungen wieder aufzehren durften. 

Dem Bundesaufsichtsamt für Glas Kreditwesen er-
wachsen im Zusammenhang mit den Anlagen der 
Versicherungsunternehmen bei Kreditinstituten 
(§ 54 a Abs. 2 Nr. 9) zusätzliche Aufgaben, die je 
nach Ausmaß eine geringfügige Personalverstärkung 
im Bereich des gehobenen Dienstes erforderlich ma-
chen könnten. 

Die durch das Gesetz vorgesehenen Maßnahmen 
haben keine Auswirkung auf Einzelpreise und auf 
das Preisniveau. 

B. Besonderer Teil 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs ist fol-
gendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Zusammenschlüsse von Industrie- und Handelskam-
mern mit Verbänden der Wirtschaft, die ihre Rechts-
fähigkeit durch staatliche Verleihung erlangt haben 
und die ihren Mitgliedern aus Versorgungszusagen 
erwachsenen Versorgungslasten im Wege der Um-
legung ausgleichen, sollen von der Versicherungs-
aufsicht freigestellt werden. Veranlassung dazu gibt 
ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, das im Falle 
des Versorgungsverbandes deutscher Wirtschafts-
organisationen ausgeführt hat, es bestehe kein Be-
dürfnis für eine Versicherungsaufsicht, da der Schutz 
der Versicherungsnehmer und die Sicherung der 
dauernden Erfüllbarkeit ihrer Ansprüche nicht ge-
fährdet sind (vgl. BVerwG, U. vom 10. Januar 1961, 
VerBAV 1961, S. 126 ff.). 

Zu Artikel I Nr. 2 

Die Aufnahme der Vermögensanlagevorschriften in 
den Unterabschnitt IV 1. erfordert eine Anpassung 
der Zwischenüberschrift. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Der bisherige § 54 regelte den Grundstückserwerb 
durch Versicherungsunternehmen. § 54 (neu) umfaßt 
die für das gesamte Vermögen der Versicherungs-
unternehmen geltenden Bestimmungen; lediglich die 
allgemeine Unterrichtungspflicht der  Unternehmen 
ist gesondert in § 54 d (neu) festgelegt. 

Absatz 1 enthält den allgemeinen Anlagegrundsatz: 
Danach ist das Vermögen der Versicherungsunter-
nehmen so anzulegen, daß möglichst große Sicher-
heit und Rentabilität bei jederzeitiger Liquidität des 
Versicherungsunternehmens unter Berücksichtigung 
angemessener Mischung und Streuung gewahrt sind. 
Dabei ist der Art der betriebenen Versicherungsge-
schäfte sowie der Unternehmensstruktur besonders 
Rechnung zu tragen. Dieser allgemeine Grundsatz 
gilt für das gesamte Vermögen, also  die  Bestände 
des Deckungsstocks (§ 66), das übrige gebundene 
Vermögen (§ 54 a Abs. 1) und das restliche Vermö-
gen; er ist jedoch .nicht auf die einzelnen Vermö-
gensblöcke isoliert anzuwenden. Für das gebundene 
Vermögen wird er durch die Regelungen des § 54 a 
ergänzt. Das restliche Vermögen dagegen unterliegt 
keinen speziellen Anlagevorschriften. Es ist aller

-

dings so anzulegen, daß es seiner Aufgabe als Ga-
rantiemittel jederzeit gerecht wird. Somit sind der 
Aufsichtsbehörde Eingriffe in die Anlagen des rest-
lichen Vermögens nur im Rahmen von § 81 möglich. 

Absatz 2 sieht eine besondere Anzeigepflicht für 
den Erwerb von Grundstücken und Beteiligungen so-
wie für Anlagen bei bestimmten nahestehenden Un-
ternehmen vor. 

Nach Buchstabe a des § 54 Abs. 2 Satz i ist der 
Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Diese Re-
gelung löst das bisherige Verfahren der Einzelge-
nehmigung beire Grundstückserwerb ab. Die neue 
Regelung schreibt für den Erwerb von Grundstücken 
lind grundstücksgleichen Rechten eine Anzeigepflicht 
vor. Unter dem Begriff Grundstück sind zugleich auch 
Wohnungseigentum, Teileigentum und Bruchteils-
eigentum zu verstehen; als grundstücksgleiche Rech-
te kommen im wesentlichen das Erbbaurecht, Woh-
nungserbbaurecht und Teilerbbaurecht in Betracht. 

An eine vorherige Anzeige ist nicht gedacht; eine 
solche würde faktisch auf ein Genehmigungsverfah-
ren hinauslaufen und für das restliche Vermögen im 
Widerspruch zu der in der 1. EG-Koordinierungs-
richtlinie zu erwartenden Regelung stehen, die Ein-
schränkungen der Verfügung über das restliche Ver-
mögen untersagt. Für das gebundene Vermögen sind 
dagegen Einschränkungen vorgesehen: § 54 a Abs. 2 
Nr. 10 regelt die Voraussetzungen, unter denen 
Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte aus dem 
gebundenen Vermögen erworben werden können, 
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und unterstellt die Anlage in Grundstücken und 
deren Bebauung, sofern sie für den Geschäftsbetrieb 
des Versicherungsunternehmens bestimmt sind, der 
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde (§ 54 a 
Abs. 2 Nr. 10 Satz 3 und 4). 

Nach Satz 1 Buchstabe b ist der Erwerb von Be-
teiligungen der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Auch 
diese Anzeigepflicht gilt für das gesamte Vermögen 
eines Versicherungsunternehmens. Sie trägt dem 
Umstand Rechnung, daß Beteiligungen geeignet sind, 
anlagefremde Ziele zu fördern. Durch die nachträg-
liche Anzeige wird die Aufsichtsbehörde in die Lage 
versetzt, ggf. die nach § 82 gebotenen Maßnahmen 
durchzuführen. Dem Zweck der Anzeigepflicht ent-
sprechend ist beim Erwerb von Aktien oder sonsti-
gen Anteilen (z. B. GmbH-Anteilen) eine Anzeige 
nur erforderlich, wenn der Nennwert der Beteiligung 
10 vom Hundert des Nennkapitals der fremden Ge-
sellschaft übersteigt. Zur Vermeidung von Umge-
hungen sind Beteiligungen mehrerer zu einem Kon-
zern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes gehö-
render Versicherungsunternehmen und des herr-
schenden Unternehmens, auch soweit es kein Ver-
sicherungsunternehmen ist, an einer Gesellschaft zu-
sammenzurechnen. Die Aktienanlagen aus dein ge-
bundenen Vermögen unterliegen darüber hinaus 
den Beschränkungen des § 54 a (neu). 

Buchstabe c des Satzes 1 bestimmt, daß der Auf-
sichtsbehörde anzuzeigen sind Vermögensanlagen — 
unabhängig von der Form, in der sie erfolgt sind — 
bei verbundenen Unternehmen i. S. von § 15 des 
Aktiengesetzes sowie alle Anlagen von Pensions- 
und Sterbekassen bei solchen Unternehmen, deren 
Arbeitnehmer bei der Kasse versichert sind. Diese 
Vorschrift berücksichtigt, daß mit Anlagen bei ver-
bundenen Unternehmen wegen der zwischen den 
Unternehmen bestehenden besonderen Beziehungen 
anlagefremde Ziele gefördert werden und Sicherheit, 
Rentabilität und Liquiditätspostulat diesen Interes-
sen untergeordnet werden können. Auch bei den 
Pensions- und Sterbekassen müssen die zusätzlichen 
Risiken, die sich aus einer starken finanziellen Ver-
flechtung der Kasse  mit  dem Mutterunternehmen er-
geben, so weit wie möglich ausgeschlossen werden. 
Zwar haben die Mutterunternehmen ein verständ-
liches Interesse daran, daß ihnen die aus eigenen 
Mitteln aufgebrachten Beiträge — solange sie nicht 
zu Auszahlungen benötigt werden — wenigstens teil-
weise zur Verfügung stehen; andererseits ist jedoch 
die Gefahr nicht zu unterschätzen, die sich aus zu 
starken finanziellen Engagements und der daraus 
folgenden Abhängigkeit der Kasse vom wirtschaft-
lichen Schicksal des Mutterunternehmens ergibt. 
Deshalb soll die Aufsichtsbehörde über die beson-
dere Anzeigepflicht für die Vermögensanlage bei 
nahestehenden Unternehmen die Möglichkeit erhal-
ten, ggf. die notwendigen Maßnahmen einzuleiten. 

Gemäß Satz 2 des § 54 Abs. 2 ist die Anzeige bis zum 
Ende des auf den Erwerb oder die Anlage folgenden 
Monats vorzunehmen. Diese kurze Frist ist notwen-
dig, um die Aufsichtsbehörde möglichst schnell in 
die Lage zu versetzen, ggf. gebotene Maßnahmen 
einzuleiten; andererseits soll die Frist — im Inter-
esse eines verminderten Verwaltungsaufwands aller 

Beteiligten — die Möglichkeit geben, daß nicht jeder 
anzeigepflichtige Vorgang unverzüglich gemeldet 
werden muß; soweit es die gesetzte Frist zuläßt, 
kann vielmehr die Anzeige an einem Termin vor-
genommen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Der neue § 54 a ergänzt den allgemeinen Anlage-
grundsatz des § 54 (neu) für die Bestände des gebun-
denen Vermögens. Absatz 1 definiert das übrige ge-
bundene Vermögen. Absatz 2 enthält den Katalog 
der künftig kraft Gesetzes ohne besondere Zustim-
mung der Aufsichtsbehörde zugelassenen Anlage-
arten. In Absatz 3 ist eine besondere Regelung für 
den Fall vorgesehen, daß Versicherungen in auslän-
discher Währung zu erfüllen sind. Absatz 4 schreibt 
für einzelne Anlagearten Höchstgrenzen vor. Schließ

-

ermächtigt Absatz 5 die Aufsichtsbehörde, wei-
tere Anlagen zuzulassen und eine Überschreitung 
der Begrenzungen zu gestatten. Durch den neuen 
§ 54 b wird eine besondere Rechtsgrundlage für die 
fondsgebundene Lebensversicherung geschaffen. 
§ 54 c enthält besondere Anlagevorschriften für Un-
ternehmen mit einem selbständigen ausländischen 
Versicherungsbestand. Der neue § 54 d begründet für 
die Unternehmen die Verpflichtung, die Aufsichtsbe-
hörde über die Vermögensanlagen ausreichend zu 
unterrichten. 

§ 54 a (neu) 

§ 54 a Abs. 1 

Entgegen dem bisherigen § 68, dessen Regelungen 
auf das Deckungsstockvermögen beschränkt waren, 
betreffen die speziellen Anlagevorschriften des § 54 a 
neben den Beständen des Deckungsstocks auch das 
übrige gebundene Vermögen (§ 54 a Abs. 1 Satz 1). 

Deckungsstock und übriges gebundenes Vermögen 
zusammen ergeben das gesamte gebundene Vermö-
gen. Dessen Umfang soll sich nach der Höhe der aus 
dem Versicherungsverhältnis entstandenen Ver-
pflichtungen bemessen. Diese werden durch das 
Rechnungswesen des Versicherungsunternehmens 
laufend erfaßt und finden Eingang in Rückstellun-
gen, Verbindlichkeiten und Posten der Rechnungs-
abgrenzung. Soweit diese Posten aus Versiche-
rungsverhältnissen entstanden sind — zu den ver-
sicherungstechnischen Rückstellungen gehören u. a. 
die Deckungsrückstellung, Schadenrückstellung, 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung, Schwan-
kungsrückstellung, Beitragsüberträge --, müssen sie 
als Bemessungsgrundlage für das gesamte gebun-
dene Vermögen herangezogen werden; dabei sind 
die Beitragsüberträge ggf. um die technisch gestun-
deten Beiträge zu kürzen. Da der Umfang des Dek-
kungsstockvermögens bereits durch § 66 festgelegt 
ist, wird das übrige gebundene Vermögen durch die 
Höhe des nach Abzug des Deckungsstocks von der 
Höhe des gesamten gebundenen Vermögens ver-
bleibenden Restes bestimmt (§ 54 a Abs. 1 Satz 2). 
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Satz 3 regelt den Umfang der Zuordnung der Rück-
stellung für Beitragsrückerstattung zum übrigen ge-
bundenen Vermögen; der derzeitigen Praxis ent-
sprechend braucht diese Rückstellung dem übrigen 
gebundenen Vermögen nur in Höhe der bis zum 
Ende des folgenden Geschäftsjahres voraussichtlich 
auszuschüttenden Gewinnanteile zugerechnet zu 
werden. 

Durch Satz 4 und 5 wird die Bemessungsgrundlage 
des gebundenen Vermögens für den Bereich der 
Rückversicherungsgeschäfte bereinigt. Nach Satz 4 
dürfen Verbindlichkeiten und Rückstellungen aus 
Rückversicherungsverhältnissen um Forderungen 
aus demselben Rückversicherungsverhältnis gekürzt 
werden. Diese Regelung erlangt besondere Bedeu-
tung für das übernommene Rückversicherungsge-
schäft, wenn der Vorversicherer Vermögenswerte für 
das auch als Rückversicherer tätige Unternehmen 
hält. 

Satz 5 stellt für die passive Rückversicherung klar, 
daß bei der Berechnung des gebundenen Vermögens 
die Anteile der Rückversicherer an den versiche-
rungstechnischen Rückstellungen außer Ansatz blei-
ben. § 67 wird durch diese Regelung nicht berührt. 

Die Einbeziehung des übrigen gebundenen Vermö-
gens in den neuen gesetzlichen Anlagekatalog ist 
im Hinblick auf die Belange der Versicherten gebo-
ten. Der Entwurf eines Gesetzes über die privaten 
Versicherungsunternehmungen vom 14. November 
1900 beschränkte die Anlagevorschrift bewußt auf 
das Deckungsstockvermögen. Er ging davon aus, 
daß bei anderen Vermögensbeständen das Interesse 
der Versicherten so verschieden sein könne, daß es 
sich vom Standpunkt des öffentlichen Interesses nicht 
rechtfertigen lasse, für sie ganz allgemein gleich 
strenge Normen wie für das Deckungsstockvermö-
gen vorzuschreiben. Die Praxis hat aber schon sehr 
bald die Notwendigkeit gezeigt, die Anlagen des 
übrigen gebundenen Vermögens im Interesse der 
Versicherten im einzelnen zu regeln. Dies ist durch 
Rundschreiben des Reichsaufsichtsamtes und später 
des Bundesaufsichtsamtes geschehen. In der Praxis 
unterliegen demgemäß bereits jetzt die Anlagen des 
übrigen gebundenen Vermögens von inländischen 
Versicherungsunternehmen eingehenden Beschrän-
kungen, wenn auch die Rechtsnatur der von den Auf-
sichtsbehörden erlassenen Richtlinien zweifelhaft ist. 
Die mit dem Gesetzentwurf erstrebte weitgehende 
Liberalisierung des Anlagekatalogs rechtfertigt eine 
grundsätzli che Gleichbehandlung von Deckungs-
stockvermögen und übrigem gebundenen Vermö-
gen. Soweit sich bei den Schaden-, Unfall- und Kran-
kenversicherern sowie — nach Verabschiedung der 
i. Koordinierungsrichtlinie — bei den dann einzube-
ziehenden Transportversicherern die Notwendigkeit 
einer weitergehenden Anlagefreiheit ergeben sollte, 
kann dem über die Ausnahmemöglichkeit des § 54 a 
Abs. 5 Rechnung getragen werden. In diesem Zu-
sammenhang ist anzumerken, daß der Gesetzent-
wurf keine Einschränkung gegenüber der derzeitigen 
Praxis bei den Vermögensanlagen der inländischen 
Unternehmen erstrebt. Die vorgesehene Ausweitung 
des gesetzlichen Katalogs wird vielmehr die Einzel-
genehmigungen aufgrund der bisherigen Rundschrei-

ben der Aufsichtsbehörde weitgehend abbauen und 
den Unternehmen bereits kraft Gesetzes die zugelas-
senen Anlagen ermöglichen. 

Der neue gesetzliche Anlagekatalog 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 1 

Die Neufassung entspricht im wesentlichen der für 
den Realkredit geltenden Regelung des § 68 Abs. 1 
Nr. 1 VAG i. V. m. § 1807 Abs. 1 BGB. Zusätzlich 
zu der hypothekarischen Sicherung bezieht sie aus-
drücklich die Grundschulden ein. Die bisherige Be-
leihungsvorschrift des § 69 wird unter Buchstabe a 
durch die Verweisung auf die §§ 11, 12 des Hypo-
thekenbankgesetzes und für Erbbaurechte, zu denen 
auch Wohnungserbbaurechte und Teilerbbaurechte 
zählen, darüber hinaus auf § 21 der Verordnung 
über das Erbbaurecht ersetzt. 

Mit der Regelung unter Buchstabe b sollen — den 
Bedürfnissen des Städtebaus und Wohnungswesens 
entsprechend — die sogenannten I b Hypotheken in 
den gesetzlichen Anlagekatalog einbezogen werden. 
Soweit die bei der nachrangigen Beleihung erfor-
derliche zusätzliche Sicherheit durch Bürgschaft für 
das Darlehen von Bund oder einem Land gegeben 
ist, ist die Anlage bereits nach Nummer 8 Buch-
stabe c zugelassen. Häufig werden die Gewähr-
leistungen aber nicht direkt von Bund oder einem 
Land, sondern an ihrer Stelle von inländischen Kör-
perschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts 
übernommen, wie z. B. im Lande Nordrhein-West-
falen von der Wohnungsbauförderungsanstalt. Diese 
Sicherstellung soll kraft Gesetzes weiter zugelassen 
werden. Nummer i ist auf den Realkredit be-
schränkt. Für Darlehen an Unternehmen, die durch 
Grundpfandrechte an den vom Unternehmen ge-
werblich genutzten Grundstücken (Rechten) be-
sichert sind, soll allein Nummer 8 Buchstabe d 
gelten. 

54 a Abs. 2 Nr. 2 

Durch Ausnahmeregelung der Aufsichtsbehörde sind 
bereits jetzt Forderungen, für die eine Schiffshypo-
thek besteht, zugelassen. Diese Anlageart soll 
künftig kraft Gesetzes möglich sein. Rahmen und 
Grundsätze der Beleihung ergeben sich aus §§ 10 
bis 12 des Schiffsbankgesetzes. Für Darlehen an Un-
ternehmen, die durch eine Schiffshypothek gesichert 
sind, gilt Nummer 8 Buchstabe d. 

54 a Abs. 2 Nr. 3 

Diese Bestimmung regelt die Anlage in Schuldver-
schreibungen. Kraft Gesetzes soll nunmehr für das 
gebundene Vermögen der Erwerb von Inhaber-
schuldverschreibungen und Orderschuldverschrei-
bungen, wenn sie Teile einer Gesamtemission sind, 
— gleichgültig welchen Schuldners — generell er-
laubt sein, soweit die Schuldverschreibungen im 
Inland ausgestellt sind. Damit ist der Kreis der zuge-
lassenen Schuldverschreibungen erheblich über die 
bisherige Regelung des § 68 Abs. 1 VAG i. V. m. 
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§ 1807 Abs. 1 BGB ausgeweitet. Die Ausweitung 
beruht auf der Erwägung, daß Inhaberschuldver-
schreibungen und die genannten Orderschuldver-
schreibungen — mit Ausnahme der Schuldverschrei-
bungen von Bund und Ländern — der staatlichen 
Genehmigung unterliegen; dabei werden die pri-
vaten Schuldner einer Bonitätsprüfung durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen 
unterzogen, die auch zur Wahrung der Belange der 
Versicherten ausreicht. Durch die vorgesehene Re-
gelung werden zugleich Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen öffentlichen und privaten Emittenten, ins-
besondere auch zwischen öffentlich-rechtlichen und 
privaten Kreditinstituten beseitigt. 

Ferner können erworben werden im Ausland aus-
gestellte Schuldverschreibungen, die auf Deutsche 
Mark lauten und an einer inländischen Börse zum 
amtlichen Handel zugelassen sind; der Anteil der im 
Ausland ausgestellten Schuldverschreibungen darf 5 
vom Hundert des gebundenen Vermögens nicht 
übersteigen. 

Im Ausland ausgestellte DM-Anleihen, die dem in-
ländischen breiten Sparerpublikum zum Kauf ange-
boten werden, sollen auch von Versicherungsunter-
nehmen für das gebundene Vermögen erworben 
werden können. Das größere Risiko bei DM-Aus-
landsanleihen macht jedoch die Einführung einer 
Begrenzung dieser Anleihen erforderlich. Darüber 
hinaus soll die Anlage auf solche Anleihen be-
schränkt sein, die zum amtlichen Handel an einer 
inländischen Börse zugelassen sind, bei denen mit-
hin eine Veröffentlichung des Börsenprospektes 
stattgefunden hat. 

Wandelschuldverschreibungen sind den Schuldver-
schreibungen zuzurechnen; eine Sonderbehandlung 
ist wegen des geringen Umfangs dieser Papiere am 
Markt nicht vorgesehen. 

Die Einschränkungen, die der Entwurf für die An-
lage von im Ausland ausgestellten Schuldverschrei-
bungen vorsieht, schließen eine weitergehende Ge-
nehmigung im Rahmen des § 54 a Abs. 5 nicht aus. 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 4 

Zunächst werden die schon in § 68 Abs. 1 Nr. 1 
VAG i. V. m. § 1807 Abs. 1 Nr. 2 BGB als deckungs-
stockfähig ausgewiesenen Schuldbuchforderungen 
übernommen. Darüber hinaus erklärt die Neufas-
sung den Erwerb von in § 42 Abs. 1 und § 42a Abs. 1 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank näher 
beschriebenen Mobilisierungs- und Liquiditätspapie-
ren ausdrücklich für zulässig. 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 5 

Mit dieser Bestimmung, die den Erwerb von Aktien 
für das gebundene Vermögen zuläßt, geht der Ent-
wurf über den Katalog des bisherigen § 68 hinaus, 
der einen Aktienerwerb nicht vorsah. 

Kraft Gesetzes dürfen künftig für das gesamte ge-
bundene Vermögen voll eingezahlte und an einer 
inländischen Börse zum amtlichen Handel zuge-

lassene oder in den geregelten Freiverkehr bei einer 
inländischen Börse einbezogene Aktien erworben 
werden, ohne daß es sich — der bisherigen Geneh-
migungspraxis der Aufsichtsbehörde entsprechend — 
um Standardunternehmen handeln muß. Das übrige 
gebundene Vermögen darf darüber hinaus auch 
in voll eingezahlten, zum amtlichen Handel an einer 
ausländischen Börse zugelassenen Aktien angelegt 
werden. Diese Erweiterung ist für das übrige gebun-
dene Vermögen vertretbar; die Beschränkung auf 
die Zulassung zum amtlichen Handel dient anderer-
seits der unter Sicherheitsaspekten erforderlichen 
Auslese. 

In Anlehnung an das KAGG soll der Gesamtnenn-
betrag an Aktien derselben Gesellschaft 5 vom Hun-
dert des Grundkapitals dieser Gesellschaft nicht 
übersteigen. Durch diese Vorschrift soll bei Ver-
sicherungsunternehmen eine hinreichende Streuung 
des Aktienbesitzes erreicht werden. 

Der Anteil der Anlagen in Aktien darf 20 vom Hun-
dert des Deckungsstockvermögens und 25 vom Hun-
dert des übrigen gebundenen Vermögens nicht über-
steigen (§ 54 a Abs. 4 Satz 1). Im Hinblick auf den 
höheren Risikograd der Aktienanlage soll die Auf-
sichtsbehörde ermächtigt werden, bei neugegrün-
deten Unternehmen die Quote für die Dauer von 
3 Jahren bis auf 10 vom Hundert herabzusetzen 
(§ 54 a Abs. 4 Satz 2). 

Nach Satz 3 dieser Nummer darf der Anteil von 
Aktien ausländischer Gesellschaften 20 vom Hun-
dert des gemäß Absatz 4 Satz i zugelassenen Be-
standes nicht übersteigen. Dadurch soll das mit 
ihnen verbundene besondere Risiko von vornherein 
begrenzt werden. 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 6 

Künftig werden kraft Gesetzes ermöglicht Anlagen 
in Investmentzertifikaten inländischer Kapitalan-
lagegesellschaften im Sinne des KAGG, sofern die 
Sondervermögen entsprechend den Vertragsbedin-
gungen überwiegend voll eingezahlte und an einer 
inländischen Börse zum amtlichen Handel zugelas-
sene oder in den geregelten Freiverkehr bei einer 
inländischen Börse einbezogene Aktien oder über-
wiegend im Inland ausgestellte Schuldverschrei-
bungen enthalten, die kraft Gesetzes für das ge-
bundene Vermögen zugelassen sind. Das übrige 
gebundene Vermögen darf — in Anlehnung an die 
für den Aktienerwerb vorgesehene Regelung — 
auch in Anteilen an solchen Sondervermögen ange-
legt werden, die entsprechend ihren Vertragsbedin-
gungen überwiegend in voll eingezahlten, an einer 
ausländischen Börse zum amtlichen Handel zuge-
lassenen Aktien angelegt sind. Nach Satz 3 sind 
jedoch Investmentzertifikate solcher Sonderver-
mögen, die überwiegend in Aktien ausländischer 
Gesellschaften angelegt sind, auf die in Nummer 5 
Satz 3 festgelegte Grenze für Aktien ausländischer 
Gesellschaften anzurechnen, damit die dort ge-
nannte Grenze nicht durch den Erwerb entsprechen-
der Investmentzertifikate faktisch umgangen wer-
den kann. 
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Die Regelung für den Erwerb von Investmentzertifi-
katen ergibt sich aus dem neuen Anlagekatalog, der 
in den Nummern 3 und 5 den direkten Erwerb von 
Aktien und Schuldverschreibungen, aus denen diese 
Sondervermögen überwiegend bestehen, für das ge-
bundene Vermögen zuläßt; es kann keinen Unter-
schied machen, ob die Wertpapiere unmittelbar oder 
mittelbar über eine Kapitalanlagegesellschaft für 
das gebundene Vermögen zur Verfügung stehen, 
falls sich nicht zusätzliche Risiken durch die 
Kapitalanlagegesellschaft als solche ergeben. Ge-
nerelle Bedenken bestehen insoweit weder bei 
Publikumsfonds noch bei ausschließlich für Ver-
sicherungsunternehmen bestimmten Individualfonds, 
die gleichermaßen auf der Grundlage des KAGG 
arbeiten und deren Vertragsbedingungen vom Bun-
desaufsichtsamt für das Kreditwesen genehmigt 
werden. Der Individualfonds bietet zudem den Vor-
teil, daß das Versicherungsunternehmen über seine 
Mitwirkungsbefugnis hei wesentlichen Anlageent-
scheidungen auf die Beachtung des allgemeinen 
Vermögensanlagegrundsatzes drängen kann. 

Soweit es sich um Sondervermögen handelt, die 
Aktien enthalten, sind die Investmentzertifikate in 
die Grenze für den Aktienbestand einzubeziehen, da 
andernfalls die Begrenzung für Aktien durch den 
Erwerb entsprechender Investmentzertifikate fak-
tisch umgangen werden kann. Da für Schuldver-
schreibungen ein Höchstrahmen nicht notwendig 
erscheint, sollen auf reine Rentenfonds entfallende 
Zertifikate nicht auf die Quoten angerechnet werden 
(§ 54 a Abs. 4 Satz 1). 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 7 

Der Regelung von § 68 Abs. 1 Nr. 2 folgend soll das 
gebundene Vermögen auch in Forderungen angelegt 
werden können, für die § 54 a Abs. 2 Nr. 1 Buch-
stabe a entsprechende Hypotheken oder Grundschul-
den an inländischen Grundstücken oder grundstücks-
gleichen Rechten oder § 54 a Abs. 2 Nr. 2 entspre-
chende Schiffshypotheken verpfändet sind. Ferner 
soll die Verpfändung von in § 54 a Abs. 2 genannten, 
lombardfähigen Wertpapieren ausreichen. Voraus-
setzung ist, daß die Wertpapiere im Inland ausge-
stellt und die Beleihungsgrenzen von § 19 Abs. 1 
Nr. 3 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
eingehalten sind. Die Beschränkung auf lombard-
fähige Wertpapiere soll dabei eine leichte Verwert-
barkeit des Pfandes sicherstellen. Bei der Regelung 
von Nummer 7 berücksichtigt der Entwurf, daß der 
Gesetzeskatalog bereits direkte Anlagen des gebun-
denen Vermögens in den Werten ermöglicht, die 
hier als Gegenstand der pfandrechtlichen Sicherung 
zugelassen werden sollen. Es versteht sich, daß die 
Forderungen nur insoweit zur Anlage zugelassen 
sind, als sie durch die genannten Pfandobjekte voll 
gesichert sind. 

Der für Anlagen nach dieser Nummer in Betracht 
kommende Schuldnerkreis unterliegt — wie bis-
her — keinen besonderen Einschränkungen. Bedeu-
tung kann die Vorschrift deshalb insbesondere für 
Kreditinstitute erlangen. Sofern nämlich Anlagen 
nicht nach § 54 a Abs. 2 Nr. 9 kraft Gesetzes zuge-

lassen sind, sie jedoch die besonderen Vorausset-
zungen der Nummer 7 Buchstabe a oder b erfüllen, 
dürfen sie im Rahmen des gebundenen Vermögens 
angelegt werden, ohne daß es einer besonderen Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde bedarf. 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 8 

Der Katalog nennt unter Nummer 8 die Stellen, 
denen die Versicherungsunternehmen kraft Geset-
zes im Rahmen des gebundenen Vermögens Dar-
lehen gewähren dürfen. 

Mit den unter den Buchstaben a, b und c genannten 
Einrichtungen folgt der Entwurf zunächst dem Ka-
talog des bisherigen § 68 Abs. 1. 

Für die Praxis ist jedoch auch die Einbeziehung 
der Darlehensgewährung an Unternehmen von er-
heblicher Bedeutung. Da es jedoch nicht Aufgabe 
der Versicherungsunternehmen sein kann und sein 
soll, Hausbankfunktionen zu übernehmen, wird un-
ter Buchstabe d die kraft Gesetzes zugelassene An-
lage des gebundenen Vermögens in Darlehen an 
Unternehmen an besondere Voraussetzungen ge-
knüpft. Der Kreis der für eine Darlehensgewährung 
in Betracht kommenden Unternehmen ist dabei we-
der in bezug auf deren Größe noch den Unterneh-
mensgegenstand eingeschränkt, entscheidend soll 
vielmehr sein, daß unter Bonitäts- und Liquiditäts-
aspekten die vereinbarte Verzinsung und Tilgung 
gewährleistet ist. Außerdem soll eine solche grund

-

pfandrechtliche Sicherheit bereitgestellt werden, die 
für das anlegende Versicherungsunternehmen keine 
Risiken enthält. Für den Fall der Zahlungsunfähig-
keit des Schuldners muß die Forderung im Wege der 
Verwertung der Sicherheit voll realisiert werden. 
Der Beleihung sind deshalb enge Grenzen zu setzen. 

Sofern die Voraussetzungen der Nummer 8 Buch-
stabe d nicht erfüllt sind, muß die Aufsichtsbehörde 
im Einzelfall darüber entscheiden, ob eine Anlage 
im Rahmen des gebundenen Vermögens in Betracht 
kommt. 

Nummer 8 soll — zur Vermeidung von Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen öffentlich-rechtlichen 
und privaten Kreditinstituten — auf Darlehen an 
Kreditinstitute keine Anwendung finden. 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 9 

Der neue gesetzliche Katalog dehnt die bisherigen 
Anlagemöglichkeiten der Versicherungsunterneh-
men unter Nummer 9 auf Anlagen bei geeigneten in-
ländischen Kreditinstituten aus. Dabei wird an die 
Art der Anlage keine besondere Bedingung ge-
knüpft. Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzer-
rungen werden öffentlich-rechtliche und private 
Kreditinstitute gleichbehandelt. Andererseits müssen 
jedoch die besonderen Risiken ausgeschlossen wer-
den. Dabei folgt der Entwurf der Regelung, wie sie 
auch im Entwurf eines Gesetzes über die Bauspar-
kassen (Drucksache VI/ 1900) vorgesehen und im 
Hypothekenbank-, Schiffsbank- und Pfandbriefge-
setz enthalten ist. In Anlehnung an diese entspre-
chenden Vorschriften und deren Handhabung be- 
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grenzt der vorliegende Gesetzentwurf die Anlage 
auf geeignete Institute. Demgemäß werden in der 
Regel unter geeigneten Instituten im Sinne dieser 
Vorschrift nur solche zu verstehen sein, die u. a. 
das Recht zur Annahme von Einlagen haben. Im 
übrigen bleibt die Möglichkeit einer Darlehensge-
währung an Kreditinstitute nach Nummer 7. 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 10 

Über die Anzeigepflicht gemäß § 54 (neu) Abs. 2 
hinaus regeln die neuen Vermögensanlagevorschrif-
ten die Zulässigkeit der Anlage des gebundenen 
Vermögens in Grundstücken und grundstücksglei-
chen Rechten. 

Nach Nummer 10 des gesetzlichen Katalogs soll 
ohne Einzelgenehmigung zulässig sein die Anlage in 
inländischen bebauten, in der Bebauung befind-
lichen oder zur alsbaldigen Bebauung bestimmten 
Grundstücken mit der Maßgabe, daß der Anteil an 
Grundstücken, die sich in der Bebauung befinden 
oder zur alsbaldigen Bebauung bestimmt sind, 5 vom 
Hundert des gebundenen Vermögens nicht über-
schreitet und der Anteil an ganz oder überwiegend 
gewerblich genutzten Grundstücken 10 vom Hun-
dert des gebundenen Vermögens nicht übersteigt. 
Diese Bestimmungen sollen die Verpflichtung der 
Versicherungsunternehmen zu Baumaßnahmen be-
grenzen und dem besonderen Risiko bei der Ver-
mietung gewerblich genutzter Gebäude Rechnung 
tragen. 

Entsprechendes gilt für grundstücksgleiche Rechte. 
Diese dürfen zusammen mit Grundstücken die ge-
nannten Begrenzungen nicht übersteigen (Satz 2). 

Beim Kauf soll das Gutachten eines vereidigten 
Sachverständigen oder ein anderer geeigneter Nach-
weis berücksichtigt werden, aus dem sich die Ange-
messenheit des Kaufpreises ergibt. Dieser Nachweis 
soll der Entscheidungsvorbereitung dienen und dem 
Versicherungsunternehmen vor Abschluß des Kauf-
vertrags eine objektive Unterlage an die Hand ge-
ben, durch die überprüft werden kann, ob der zu 
vereinbarende Preis dem Verkehrswert des Ob-
jektes entspricht. 

Nach Satz 3 bedürfen die Anlage in Grundstücken 
und deren Bebauung, sofern sie überwiegend für 
Zwecke des eigenen Geschäftsbetriebs bestimmt sind, 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Verwal-
tungsgebäude erfordern regelmäßig einen sehr 
hohen Kapitalaufwand, der oftmals nicht aus dem 
restlichen Vermögen aufgebracht werden kann, so 
daß auch das gebundene Vermögen herangezogen 
wird. Die Aufsichtsbehörde soll durch das Einzel-
genehmigungsverfahren eine Einwirkungsmöglich-
keit erhalten, um schon beim Kauf des Grundstücks 
und bei der Planung der Baumaßnahmen die Ange-
messenheit des Aufwands prüfen zu können. Dabei 
soll die Aufsichtsbehörde, der zur Entscheidung ein 
Sachverständigengutachten über die Angemessen-
heit der Erwerbs- und Baukosten vorzulegen ist, den 
Besonderheiten des Einzelfalls hinreichend Rech-
nung tragen. Sie wird die Genehmigung immer 
dann zu erteilen haben, wenn der Aufwand im 

Verhältnis zum Geschäftsbetrieb des Versicherungs-
unternehmens nicht unangemessen hoch ist. 

Satz 3 ist auf die Anlage und die Bebauung von 
Grundstücken beschränkt; die grundstücksgleichen 
Rechte und deren Bebauung werden von ihm nicht 
erfaßt. Das Genehmigungserfordernis bezieht sich 
darüber hinaus auf die Anlage dieser Grundstücke 
als gebundenes Vermögen, nicht jedoch auf den Er-
werb des Eigentums an den Grundstücken. 

Als Grenze für den Anteil von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten ist jeweils 25 vom Hun-
dert vom Deckungsstockvermögen und übrigen ge-
bundenen Vermögen vorgesehen (§ 54 a Abs. 4 
Satz 3). 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 11 

Neu in den gesetzlichen Anlagekatalog aufgenom-
men werden Immobilienzertifikate. Künftig soll kraft 
Gesetzes zulässig sein der Erwerb von Anteil-
scheinen inländischer Kapitalanlagegesellschaften im 
Sinne des KAGG, deren Sondervermögen entspre-
chend den Vertragsbedingungen überwiegend in 
inländischen Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten angelegt ist. Von der Anlage sollen Anteile 
an solchen Sondervermögen ausgenommen werden, 
die sich noch im Aufbau befinden und die noch nicht 
die im KAGG vorgesehene Normalausstattung er-
reicht haben. Deshalb ist ausdrücklich festgelegt, daß 
die Sondervermögen im Zeitpunkt der Anlage durch 
das Versicherungsunternehmen schon die Voraus-
setzungen des § 27 und § 28 KAGG erfüllen müssen. 

Der Erwerb dieser Anteilscheine ist in die Gesamt-
grenze des § 54 a Abs. 4 Satz 3 einbezogen, damit 
nicht der begrenzte direkte Erwerb faktisch durch 
den Erwerb entsprechender Immobilienzertifikate 
umgangen werden kann. 

§ 54 a Abs. 2 Nr. 12 

Diese Vorschrift übernimmt die Bestimmung von 
§ 68 Abs. 1 Nr. 3 über die Gewährung von Voraus-
zahlungen oder Darlehen auf die eigenen Versiche-
rungsscheine in den neuen Anlagekatalog. Mate-
rielle Änderungen sind mit der redaktionell ange-
paßten Neufassung nicht erstrebt. 

§ 54 a Abs. 3 

Absatz 3 regelt die Vermögensanlage, sofern Ver-
sicherungsverträge in ausländischer Währung zu er-
füllen sind. Er knüpft insoweit an § 68 Abs. 1 Nr. 7 
an. Bei derartigen Versicherungsverträgen ist unter 
Berücksichtigung des Geschäftsplans der Deckungs-
stock in solchen Vermögenswerten anzulegen, die 
den in § 54 a Abs. 2 genannten in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht entsprechen. Grundstücke, 
grundstücksgleiche Rechte und andere Nichtwäh-
rungswerte sind in der Regel als Deckungsstockan-
lage nicht geeignet, weil ihre Veräußerung zu im 
Zeitpunkt der Anlage nicht erkennbaren Schwierig-
keiten führen kann. Es kommt bei Grundstücken 
außerdem hinzu, daß die Verhältnisse im Ausland 
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für den inländischen Vermögensanleger oftmals 
schwer überschaubar sind. Deshalb bestimmt der 
erste Halbsatz von Absatz 3, daß die Vermögens-
werte auf eine Währung, und zwar dieselbe aus-
ländische, lauten müssen, in der die Versicherungs-
leistung zu erbringen ist. 

Das übrige gebundene Vermögen kann in der glei-
chen Weise angelegt werden. Darüber hinaus 
können hierfür auch alle im Anlagekatalog des 
Absatzes 2 genannten Vermögenswerte gewählt 
werden, also auch die für auf Deutsche Mark lau-
tende Versicherungen zugelassenen Werte. Die 
Kenntnis der Anlageverhältnisse am inländischen 
Markt und die leichtere Überschaubarkeit der wei-
teren Entwicklung lassen eine solche Regelung ver-
tretbar erscheinen. 

§ 54 a Abs. 4 

In dieser Vorschrift sind die Höchstgrenzen zusam-
mengefaßt, die sich im Hinblick auf den Anlage-
grundsatz des § 54 Abs. 1 für einige der im § 54 a 
Abs. 2 aufgeführten Anlagearten als erforderlich 
erweisen. Es handelt sich dabei um Begrenzungen 
für Anlagen in Aktien und Investmentzertifikaten 
einerseits sowie in Grundstücken (Rechten) und Im-
mobilienzertifikaten andererseits. Wegen der Ein-
zelheiten wird auf die Begründung zu den jewei-
ligen Nummern des gesetzlichen Anlagekatalogs 
verwiesen. 

Eine Herabsetzung der Quoten für den Erwerb von 
Aktien und Investmentzertifikaten kann sich bei 
neugegründeten Unternehmen als notwendig er-
weisen. Es ist daher eine entsprechende Ermäch-
tigung für die Aufsichtsbehörde vorgesehen, deren 
Rahmen Satz 2 näher umschreibt. 

Die Ausnahmemöglichkeit des § 54 a Abs. 5 er-
streckt sich ausdrücklich auch auf die Begrenzungen 
des Absatzes 4; sie können beim Vorliegen der in 
Absatz 5 niedergelegten Voraussetzungen über-
schritten werden. 

§ 54 a Abs. 5 

Bei den besonderen Verhältnissen im Bereich der 
Versicherungswirtschaft, der Vielfalt der betrie-
benen Versicherungsgeschäfte, der unterschiedlichen 
Unternehmensstruktur sowie bei den möglichen 
Veränderungen im Bereich der Vermögensanlagen 
ist eine Regelung erforderlich, die die Aufsichtsbe-
hörde ermächtigt, Versicherungsunternehmen Aus-
nahmen von dem gesetzlichen Anlagekatalog und 
seinen Begrenzungen zuzulassen. Die Notwendig-
keit einer solchen Ausnahmeermächtigung ist für 
den Bereich der Versicherungsaufsicht bereits durch 
den geltenden § 68 anerkannt. Nach Absatz 3 Satz 2 
dieser Vorschrift kann die Aufsichtsbehörde andere 
als die in § 68 genannten Anlagen zulassen. Die Aus-
nahmeregelung des § 54 a Abs. 5 konkretisiert 
die Ermächtigung und trägt damit zugleich den 
veränderten verfassungsrechtlichen Erfordernissen 
Rechnung. Durch die neue Fassung soll die Auf-
sichtsbehörde nicht zum Erlaß von Rechtsnormen 

ermächtigt werden; Ausnahmen sollen vielmehr nur 
durch Verwaltungsakte, auch in Form von Allge-
meinverfügungen zugelassen sein. 

Auch künftig wird die Aufsichtsbehörde die Mög-
lichkeit haben, eine Überschreitung der in den Ab-
sätzen 2 bis 4 festgelegten Begrenzungen zuzu-
lassen. Weiter kann sie Anlagen gestatten, die 
entweder in den Absätzen 2 und 3 nicht genannt 
sind oder die dort geforderten Merkmale nicht er-
füllen; dazu ist jedoch erforderlich, daß diese An-
lagen den im Gesetzeskatalog aufgeführten Anlage-
arten gleichwertig sind. Die genannten Ausnahmen 
müssen nach der Art der betriebenen Versiche-
rungsgeschäfte oder wegen besonderer oder verän-
derter Verhältnisse im Bereich der Vermögensan-
lagen oder der Unternehmensstruktur geboten 
erscheinen; darüber hinaus dürfen die Belange der 
Versicherten durch sie nicht beeinträchtigt werden. 

§ 54 b (neu) 

Satz 1 umschreibt den Gegenstand der fondsgebun-
denen Lebensversicherung. Danach darf die Lei-
stung in Investmentzertifikaten erfolgen oder in 
solchen Vermögenswerten, die auch für das Sonder-
vermögen einer inländischen Kapitalanlagegesell-
schaft im Sinne des KAGG zugelassen sind. Geld als 
primärer Leistungsgegenstand ist — einer Forderung 
der Deutschen Bundesbank folgend — ausdrücklich 
ausgeschlossen. Die Anlageart richtet sich nach den 
im Geschäftsplan vorgesehenen Bestimmungen. Ge-
mäß Satz 2 findet § 54 a für die Bestände des 
Anlagestocks keine Anwendung; anzuwenden ist 
er jedoch auf das im Rahmen der fondsgebundenen 
Lebensversicherung anfallende übrige gebundene 
Vermögen im Sinne von § 54 a Abs. l. 

§ 54 c (neu) 

Mit dieser Regelung greift der Entwurf den in § 66 
Abs. 4 enthaltenen Grundsatz auf. Er bezieht das 
gebundene Vermögen aus Versicherungsverhält-
nissen, die zu einem selbständigen ausländischen 
Bestand eines Versicherungsunternehmens ge-
hören, in die gesetzliche Neuregelung ein. § 54 c 
räumt dem ausländischen Recht insoweit den Vor-
rang ein, als es Abweichendes vorschreibt. Im 
übrigen werden die §§ 54 a und 54 h für ent-
sprechend anwendbar erklärt. Mit dieser Regelung 
will der Entwurf nachteilige Auswirkungen durch 
Vermögensanlagen im Auslandsgeschäft auf das 
Gesamtunternehmen vermeiden. 

Die entsprechende Anwendung des § 54 a ermög-
licht den Versicherungsunternehmen, das Ver-
mögen aus Versicherungsverhältnissen eines 
selbständigen ausländischen Bestandes nach dem 
Gesetzeskatalog und im Rahmen der festgelegten 
Begrenzungen anzulegen; dabei tritt an die Stelle 
des Begriffs „Inland" das Land, zu dem der aus-
ländische Bestand gehört, und an die Stelle der 
Deutschen Mark die Währung dieses Landes. Für 
besondere Situationen steht zusätzlich die Aus-
nahmemöglichkeit des § 54 a Abs. 5, der ebenfalls 
entsprechende Anwendung findet, zur Verfügung. 
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Satz 2 betrifft die Fälle, in denen Versicherungsver-
hältnisse eines selbständigen ausländischen Bestan-
des in einer anderen Währung erfüllt werden müs-
sen, als in der Währung des Landes, zu dem der 
ausländische Bestand gehört. Er erweitert § 54 a 
Abs. 3 um die Anlagearten, die nicht auf eine Wäh-
rung lauten. 

§ 54 d (neu) 

Die Aufsichtsbehörde wird infolge der Ausweitung 
des Anlagekatalogs zur Durchführung der ihr vom 
Gesetzgeber zugewiesenen Aufgabe in stärkerem 
Umfang als bisher auf eine Unterrichtung über die 
vorgenommenen Vermögensanlagen durch die Ver-
sicherungsunternehmen angewiesen sein. Deshalb 
wird in den Entwurf eine Vorschrift aufgenommen, 
nach der die Aufsichtsbehörde umfassend und zeit-
nah über Neuanlagen und Bestände zu unterrichten 
ist. Formen und Fristen, in denen diese Übersichten 
einzureichen sind, werden von der Aufsichtsbehörde 
näher bestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

§ 66 soll durch einen neuen Absatz 3 a ergänzt 
werden, der Näheres über die Festlegung des An-
rechnungswertes (Wertansatzes) von Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten für den Deckungs-
stock bestimmt. Die Aufsichtsbehörde hat bisher auf 
der Grundlage des jetzt aufzuhebenden § 68 die 
notwendigen Einzelheiten festgelegt. Die Bestim-
mung des Anrechnungswertes ist erforderlich, weil 
es gerade bei Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten im Gegensatz etwa zu börsennotierten 
Wertpapieren keinen feststehenden objektiven 
Wert gibt. Ausgangspunkt und Höchstwert für den 
Anrechnungswert ist der Bilanzwert des Grund-
stücks oder grundstücksgleichen Rechts, der sich 
jeweils um Abschreibungen ermäßigt. Der Bilanz-
wert kann jedoch insbesondere bei hohen Erwerbs-
nebenkosten sowie bei außergewöhnlichen Her-
stellungskosten über dem für dieses Grundstück 
ermittelten Verkehrswert liegen. In einem solchen 
Fall darf aus Vorsichtsgründen zur Sicherung der 
Ansprüche der Berechtigten im Konkursfall das 
Grundstück höchstens mit dem niedrigeren Ver-
kehrswert angerechnet werden. 

Gemäß Satz 2 soll die Aufsichtsbehörde den Anrech-
nungswert des Grundstücks oder grundstücksglei-
chen Rechts in besonderen Fällen auch über dem 
Bilanzwert festsetzen dürfen. Voraussetzung ist, 
daß der Verkehrswert den Bilanzwert um min-
destens 100 vom Hundert überschreitet. In einem 
solchen Fall muß jedoch aus Vorsichtsgründen ein 
Sachverständigengutachten vorliegen, das die Höhe 
des Verkehrswertes bestätigt. Das Ausmaß der Er-
höhung muß dabei den Sicherheitserfordernissen 
besonders Rechnung tragen. 

Belastete Grundstücke sind mit dem Risiko behaftet, 
daß sie durch Grundpfandrechtsgläubiger zur 
Zwangsversteigerung gebracht werden können; 
dabei muß damit gerechnet werden, daß das Ver-

sicherungsunternehmen den ggf. von ihm höher an-
gesetzten Wert nicht erzielen kann. Außerdem sind 
belastete Grundstücke unter Umständen schwerer 
zu veräußern als unbelastete. Die Bewertung be-
lasteter Grundstücke oder grundstücksgleicher Rechte 
kann nur unter besonderer Berücksichtigung des 
Einzelfalls vorgenommen werden. 

Die Meldepflicht gemäß Satz 4 soll die Aufsichts-
behörde in die Lage versetzen, die nunmehr von den 
Versicherungsunternehmen zum überwiegenden Teil 
selbst festgesetzten Anrechnungswerte schon wäh-
rend des Geschäftsjahres laufend dahin zu über-
prüfen, ob die Anrechnungsbestimmungen richtig 
angewendet worden sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Die Notwendigkeit für die Aufhebung der aufge-
führten Rechtsvorschriften ergibt sich aus deren Er-
setzung durch die neuen Vermögensanlagevorschrif-
ten (vgl. Artikel 1 Nr. 4). 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Die Aufnahme der Anzeigepflicht für den Erwerb 
von Beteiligungen (§ 54 Abs. 2 Buchstabe b) erfor-
dert eine Klarstellung, damit die Fälle des § 82 
Abs. 2 nicht von der Anzeigepflicht nach § 54 Abs. 2 
erfaßt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Das Bedürfnis für die Ernennung „nichtständiger 
Mitglieder" des Bundesaufsichtsamtes für das Ver-
sicherungs- und Bausparwesen ist entfallen. § 90 
Abs. 1 Satz 2 kann daher mit Rücksicht auf die vor-
geschlagene Neufassung des § 90 Abs. 2 aufgehoben 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das Ver-
sicherungs- und Bausparwesen soll auf Vorschlag 
der Bundesregierung vom Bundespräsidenten er-
nannt werden. Das entspricht der auch sonst für die 
Bestellung der Leiter von Bundesoberbehörden be-
gründeten Zuständigkeit der Bundesregierung (vgl. 
z. B. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über das Kreditwesen 
vom 10. Juli 1961 — Bundesgesetzbl. I S. 881) oder 
der Bundesminister. (Die Bezeichnung „Präsident" 
ist gemäß § 1 der Dritten Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über die Errichtung eines Bundesauf-
sichtsamtes für das Versicherungs- und Bauspar-
wesen vom 25. März 1953 — Bundesgesetzbl. I 
S. 75 — an die, Stelle der in § 90 Abs. 1 Satz 2 und 
Absatz 2 Satz 1 VAG a. F. verwandten Bezeichnung 
„Vorsitzer" getreten.) 

Die ständigen Mitglieder des Bundesaufsichtsamtes, 
aus deren Reihe die Beschlußkammern besetzt wer-
den (§ 7 Abs. 2 der Dritten Durchführungsverord-
nung zum BAG), sollen dem Bundespräsidenten vom 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen zur Be-
rufung vorgeschlagen werden, da der Bundesmini-
ster für Wirtschaft und Finanzen als zuständiger 
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Ressortminister die Dienstaufsicht über das Bundes-
aufsichtsamt führt und deshalb die fachliche Quali-
fikation der als ständige Mitglieder zu berufenden 
Beamten des Bundesaufsichtsamtes am besten be-
urteilen kann. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

Die Mitglieder des Versicherungsbeirats und des 
Beirats für Bausparkassen sollen das Bundesauf-
sichtsamt bei der Vorbereitung wichtigerer Maß-
nahmen gutachtlich beraten (§ 92 Abs. 2 und § 121 
VAG) und bei den Entscheidungen im Beschlußkam-
merverfahren (§ 7 Abs. 2 und § 8 Abs. 3 der Dritten 
Durchführungsverordnung zum BAG) mitwirken. 
Auch die Beiratsmitglieder werden vom Bundesprä-
sidenten ernannt. Für ihre Auswahl sind die in § 3 
Abs. 2 der Dritten Durchführungsverordnung zum 
BAG festgelegten Grundsätze maßgebend. Die Ein-
haltung dieser Grundsätze obliegt schon jetzt dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen. Das 
ergibt sich aus § 3 Abs. 5 der Dritten Durchfüh-
rungsverordnung zum BAG, wonach der Bundes-
minister für Wirtschaft eine Liste der als Beiratsmit-
glieder in Frage kommenden Personen aufzustellen 
hat, die er dem Bundesrat als Grundlage für die bis-
her von diesem Verfassungsorgan dem Bundespräsi-
denten unterbreiteten Ernennungsvorschläge vor-
legt. Es entspricht sowohl der Verantwortlichkeit 
des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen 
für die Tätigkeit des Bundesaufsichtsamtes als auch 
dem sachlichen Kern der hergebrachten Praxis bei 
der Auswahl der Beiratsmitglieder, daß das Vor-
schlagsrecht für die Berufung der Beiratsmitglieder 
dem Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
unmittelbar zusteht. 

Zu Artikel i Nr. 11 

Ausländische Unternehmen unterliegen bisher für 
die im Inland abgeschlossenen Versicherungen nur 
Anlagevorschriften beim Deckungsstockvermögen 
(§ 110 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. §§ 68, 69). Die tech-
nischen Reserven im übrigen sind in der Art der 
Bedeckung frei. Sie können sogar im Ausland ange-
legt werden. Die Belange der Versicherten sind 
durch hinterlegte Kautionen gesichert. Durch die 
bevorstehende 1. EG-Koordinierungsrichtlinie wer-
den bestimmte ausländische Versicherungsunterneh-
men, soweit sie die finanziellen Anforderungen der 
Richtlinie erfüllen, verlangen können, daß die hin-
terlegten Kautionen bereits vor der Transformie-
rung der Richtlinie in das nationale Recht freigege-
ben werden. Aus diesem Grunde und zugleich auch 
im Interesse einer Gleichbehandlung der Vermö-
gensanlagen von inländischen und ausländischen 
Unternehmen soll künftig auch das übrige gebun-
dene Vermögen der ausländischen Unternehmen den 
Anlagevorschriften unterworfen sein. Gegenüber 
der derzeitigen Rechtslage und Verwaltungspraxis 
hat dies für die Unternehmen Auswirkungen, die 
eine angemessene Anpassungsfrist erfordern. Die 
Änderung des § 110 Abs. 1 Satz 2 soll daher, soweit 
sie das übrige gebundene Vermögen betrifft, erst 
am 1. 1. 1974 in Kraft treten (Artikel 5 Abs. 2). 

Zu Artikel 1 Nrn. 12, 13 

Die neuen Vermögensanlagevorschriften erfordern 
eine entsprechende Anpassung der Verweisungen in 
§§ 112 und 115. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 

Die Änderung der Anlagevorschriften macht eine 
Anpassung des § 135 Abs. 1 Nr. 2 erforderlich. 
Diese Strafbestimmung betrifft nur die Deckungs-
rücklage (Deckungsstock). Eine Ausweitung der 
Strafandrohung auf die Anlage des übrigen ge-
bundenen Vermögens ist nicht beabsichtigt. Daher 
reicht eine Änderung des Inhalts der Klammer 
unter Nummer 2 aus. Künftig sollen neben den §§ 65 
bis 67, 77 und 79 die §§ 54 a bis 54 c zitiert werden. 
Eine Verletzung des allgemeinen Anlagegrundsatzes 
(§ 54 Abs. 1) läßt sich nicht unter Strafe stellen. 
Verstöße gegen die für das übrige gebundene Ver-
mögen geltenden Anlagevorschriften sowie gegen 
die Pflichten gemäß § 54 Abs. 2 und § 54 d müssen 
ggf. durch die allgemeinen Aufsichtsmittel unter-
bunden werden. 

Anzumerken bleibt, daß die Strafbestimmung des 
§ 135 im Rahmen eines Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch, das die Anpassung des Neben-
strafrechts des Bundes an das 2. Strafrechtsreform-
gesetz vorsieht, in einen Bußgeldtatbestand (vgl. 
Artikel 182 Nr. 6 des Entwurfs eines Einführungs-
gesetzes zum Strafgesetzbuch [Kabinettvorlage]) um-
gewandelt werden soll. Diesen Überlegungen sollte 
durch den vorliegenden Entwurf nicht vorgegriffen 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 

Absatz 1: Die Aufsichtsbehörden können Vereine 
auf Gegenseitigkeit, die gemäß § 53 VAG nicht ein-
getragen zu werden brauchen, von der laufenden 
Aufsicht freistellen. Voraussetzung dafür ist, daß 
eine laufende Beaufsichtigung nach der Art der be-
triebenen Geschäfte und den sonstigen Umständen 
zur Wahrung der Belange der Versicherten nicht 
erforderlich erscheint. Wegen der besonderen Art 
der Geschäfte kommt eine Freistellung bei der Haft-
pflicht-, Kraftfahrt- und Rechtsschutzversicherung so-
wie bei den Pensionskassen nicht in Betracht; bei 
Sterbekassen und Krankenversicherungen werden 
die Aufsichtsbehörden gewisse typische Fälle zu 
beachten haben, in denen wegen des besonderen 
Sicherungsinteresses der Versicherten eine laufende 
Aufsicht erforderlich sein wird. 

Satz 2 bestimmt darüber hinaus als Grundsatz, 
daß die Voraussetzungen des Satzes 1 bei Ver-
einen mit örtlich eng begrenztem Wirkungskreis, 
geringerer Mitgliederzahl und geringem Beitrags-
aufkommen vorliegen können. Die Begrenzungen 
des Satzes 2 sollen bei einer Mitgliederzahl von 500 
und einem jährlichen Beitragsaufkommen von 
10 000 DM liegen. 

Die Aufsichtsbehörden entscheiden über die Frei

-

stellung unter Berücksichtigung der besonderen Um

-

stände des Einzelfalls. Dabei können sie eine Frei- 
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stellung auch dann aussprechen, wenn nicht alle 
drei in Satz 2 genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind, die Belange der Versicherten jedoch aus ande-
ren Gründen gewahrt erscheinen. Eines Antrags des 
betroffenen Vereins oder seiner Zustimmung zu 
einer Freistellung bedarf es nicht. 

Absatz 2: Die Aufsichtsbehörde kann die Freistellung 
befristen und mit Auflagen versehen. Im Wege der 
Auflage soll insbesondere die Aufnahme einer Sat-
zungsbestimmung des Inhalts herbeigeführt werden, 
daß die Geschäftstätigkeit des Vereins nicht der 
laufenden Aufsicht unterliegt. Diese zur Information 
der neu eintretenden Mitglieder des Vereins vor-
gesehene Auflage ist notfalls im Verwaltungs-
zwangsverfahren durchzusetzen (vgl. Absatz 3). 

Absatz 3: Für die von der Aufsicht freigestellten 
Kleinstunternehmen gelten weiterhin die Vorschrif-
ten des VAG, insbesondere § 53. Nach Absatz 3 der 
Vorschrift entfallen die Genehmigung von Geschäfts-
planänderungen und Bestandsübertragungen (§§ 13, 
14), die Vorschriften für die Tilgung des Gründungs-
stocks (§ 22 Abs. 4), die Verlustrücklage (§ 37) sowie 
für die Verschmelzung und Vermögensübertragung 
(§ 53 a). Weiter sind auf diese Kleinstunternehmen 
die Vorschriften über die Geschäftsführung (Ab-
schnitt IV des VAG) nicht anzuwenden. Aus Ab-
schnitt V des Gesetzes gelten für die Beaufsichti-
gung der Kleinstunternehmen lediglich das Aus-
kunftsrecht des § 83 Abs. 2 und § 81 Abs. 3, soweit 
er der Durchsetzung des Auskunftsrechts sowie der 
Auflagen nach Absatz 2 des Entwurfs dient. 

Zu Artikel 2 

An die Änderung des § 54 ist die Verweisung in der 
Verordnung vom 22. Juni 1943 anzupassen; infolge 
der Änderung des § 90 Abs. 2 ist § 3 Abs. 5 der 
Dritten Durchführungsverordnung zum BAG auf-
zuheben. 

Zu Artikel 3 

Das VAG vom 6. Juni 1931 ist inzwischen mehrfach 
geändert worden, zuletzt durch das Gesetz vom 
28. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1513). Die 
Änderungen erfordern eine Bekanntmachung der 
geltenden Fassung, zumal auch das Bundes-
gesetzbl. III Nr. 7631-1 das VAG in der am 
31. Dezember 1963 geltenden Fassung wiedergibt 
und die späteren Änderungen nicht berücksichtigt. 

Zu Artikel 4 

Da das Gesetz auch in Berlin gelten soll, bedarf 
es der Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Zwischen der Verkündung und dem Inkrafttreten 
des Gesetzes muß ein angemessener Zeitraum lie-
gen, damit die Aufsichtsbehörden ihre Anordnun-
gen an die neuen Vermögensanlagevorschriften an-
passen können. Die Sonderregelung für die aus-
ländischen Unternehmen erscheint aus den zu Arti-
kel 1 Nr. 11 dargelegten Gründen geboten. 

Eine Übergangsregelung für die Vermögensanlagen 
der inländischen Unternehmen ist nicht erforderlich. 
Der neue gesetzliche Anlagekatalog des § 54 a eröff-
net weitergehende Möglichkeiten als der Katalog 
des bisherigen § 68. Die Frage nach einer Anpassung 
der von Unternehmen im Rahmen des § 68 angeleg-
ten Vermögenswerte an die neue Regelung kann 
sich daher nur insoweit ergeben, als Anlagen durch 
Ausnahmegenehmigung der Aufsichtsbehörde ge-
mäß § 68 Abs. 3 zugelassen waren und vom gesetz-
lichen Anlagekatalog des § 54 a nicht erfaßt sind. 
Entsprechend der Zielsetzung der Reform der Ver-
mögenanlagevorschriften läßt § 54 a Abs. 5 zusam-
men mit dem erweiterten gesetzlichen Anlagekata-
log zumindest die Anlagen zu, die im Rahmen des 
alten § 68 ermöglicht worden sind. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Eingangsworte 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus Arti-
kel 1 Nr. 4 (§ 54 a Abs. 4) sowie Artikel 1 Nr. 15 
(§ 157 a) i. V. m. Artikel 84 Abs. 1 Grundgesetz, weil 
„Aufsichtsbehörde" auch Landesbehörden sind. 

2. Artikel 1 Nr. 4 

a) § 54 a Abs. 2 Nr. 5 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob in § 54 a Abs. 2 Nr. 5 Satz 2 die Grenze für 
den Erwerb von Aktien derselben Gesellschaft 
von 5 auf 10 vom Hundert des Grundkapitals 
dieser Gesellschaft heraufgesetzt werden sollte. 
Dabei wäre weiter zu prüfen, ob es zum Schutze 
der Versicherungsunternehmer notwendig ist, 
den Erwerb von Aktien derselben Gesellschaft 
auf einen bestimmten Prozentsatz der nach 
§ 54 a Abs. 4 Satz 1 zulässigen Anlage zu be-
grenzen. 

b) § 54 a Abs. 2 Nr. 10 Satz 1 zweiter Halbsatz 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob 

— auf die vorgesehene Begrenzung des Anteils 
von ganz oder überwiegend gewerblich ge-
nutzten Grundstücken von 10 vom Hundert 
des gebundenen Vermögens verzichtet oder 

— diese Grenze von 10 auf 15 vom Hundert er-
höht oder 

— eine Erhöhung nur für das übrige gebundene 
Vermögen, hier jedoch auf 20 vom Hundert, 
vorgesehen werden kann. 

Die bisher insoweit für einzelne Unternehmen 
bekanntgewordenen Zahlen über den Bestand an 
ganz oder überwiegend gewerblich genutzten 
Grundstücken übersteigen die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Begrenzung. 

3. Artikel 4 

An Artikel 4 ist folgender Satz anzufügen: 

„Rechtsverordnungen, die aufgrund des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung ,der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung nimmt zu den  Vorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1.  

Eingangsworte 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es trifft zwar zu, daß auch Landesbehörden „Auf-
sichtsbehörden" im Sinne von Artikel 1 Nr. 4 und 
Artikel 1 Nr. 15 des Gesetzentwurfs sind. Die Zu-
stimmungsbedürftigkeit des Gesetzentwurfs nach 
Artikel 84 Abs. 1 GG wird hierdurch jedoch nicht 
ausgelöst, weil die Frage der Einrichtung von Lan-
desbehörden durch den Entwurf nicht geregelt wird; 
im übrigen enthalten die  angesprochenen Vorschrif-
ten nur materiell-rechtliche Regelungen. 

Zu 2.  

Artikel 1 Nr. 4 (§ 54 a Abs. 2 Nr. 5 und 10) 

Die Bundesregierung wird die Anregungen im wei

-

teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 3.  

Artikel 4 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


